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Die Aufgabe der Statiſtik gegenüber dem Schutzbedürfuiß 
unſerer Zeit gegen die Noth der Mißerute. 
Iv. 


Würde man überall die ſtatiſtiſchen Forſchungen und Feſtſtellungen nur 
in dem allgemeinen Dienſte der Wiſſenſchaft durchführen laſſen, fo würde 
eine gleiche Richtung und Auswahl der Arbeiten zu gewärtigen fein. Aber 
die officiellen ſtatiſtiſchen Bureaus, deren Thätigkeit keine Energie und Um- 
ſicht des Privaten erſezen kann, müſſen vorab den Bedürfniſſen der Admi⸗ 
niſtration und Geſetzgebung eines beſtimmten Landes dienen. Wenngleich 
deshalb überall dieſelben Normen der Methode zu befolgen ſind und auch 
gar manche Arbeitsgegenſtände als Ergebniſſe überall vorhandener Bedin⸗ 
gungen des Staat lebens nirgends außer Acht gelaſſen werden können, ſo 
wird im Weitern doch das Augenmerk der Büreaus durch beſondere Inter ⸗ 
eſſen des einzelnen Landes geleitet. Je nach der Wichtigkeit, welche Fragen 
des Handels, des Ackerbaus u. ſ. w. haben, wird man nur hier dieſe, nur 
dort jene Nachforſchungen anſtellen. Es ift deshalb recht wohl möglich, daß 
der Kaufmann z. B. in den Hanſeſtädten ſich mit Leichtigkeit diejenigen of⸗ 
ficiellen Nachweiſe verſchaffen kann, welche wir heute noch beſprechen wol⸗ 
len, während er anderwärts ſich nur auf ſich ſelbſt verwieſen ſieht. Sicher 
aber iſt, daß er überall nach ihnen ausſchauen muß, wenn er einigermaßen 
ſicher operiren will. 

Sobald der Handel durch den gefteigerten Bedarf des Inlandes nach 
auswärtigem Getreide zum Bezug der Kornfrüchte aus großer Ferne her an⸗ 
geregt wird, muß er zu den bereits beſprochenen Erwägungen die Co m bi⸗ 
nation über die Frachtkoſten hinzutreten laſſen. Ich ſage: die Com⸗ 
bination, nicht die Berechnung. Dieſe iſt natürlich ſtets auf dem Platze, 
von jener kann erſt die Rede fein, wenn die Elemente der Berechnung ſelbſt 
zu berechnen find und Factoren im Transportweſen in Anſchlag kommen, 
über die aus dem Anſaß der Frachtkoſten nichts herauszuleſen iſt. Die 
Frachkoſtenberechnung iſt in demſelben Grade leicht aufzuſtellen, als die 
Transportmittel ſich ſtets ohne Verzug darbieten, einen feſten Tarif 
haben und eine unbegrenzte d. h. hier eine durch den eventuellen 
Begehr nicht zu erſchöpfende Leiſtungsfähigkeit zeigen. Kann 
„Time is money“ zu einem berechtigten Stoßſeufzer werden, ſchwankt 
der Satz bald aus dieſem bald aus jenem Grunde hin und her, viellicht 
gar auch deshalb, weil viele Aufträge zugleich kommen und doch nur einer 
nach dem andern erledigt werden kann, dann wird die Frachtkoſtenberech⸗ 
nung, welche vorher aufgeſtellt werden muß, zu einer Qual und geeigneten 
Falles zu einer Fallgrube des ſpeculirenden Kaufmanns. Es gehört zu den 
großen Segnungen der Eiſenbahnen, daß ſo ſehr vieles auf dieſem Terrain 
— ſoweit Bezüge auf dem Continent in Frage kommen — außerordentlich 
beſſer geworden iſt, und die noch reſtirenden Deſiderien einer Verwirklichung 
entgegengehen können. Die Tarife der einzelnen Bahnverwaltungen zeigen 
wohl noch Unterſchiede genug — aber wie unbedeutend ſind ſie gegen die 
Differenzen des früheren Frachtfuhrverkehres in Beziehung auf verſchiedene 
Zeit und Räumlichkeit und zu einer fortſchreitenden Tilgung treibt das 
Eigenintereſſe die Directionen. Welche Regelmäßigkeit, Promptheit, Leiſtungs⸗ 
fähigkeit dieſer Transportmittel! Wohl find auch in dem Getreideumſatz des 
ablaufenden Conſumjahres ein paar Stauungen in dem Schub der gewal⸗ 
tigen Maſſen vorgekommen, doch mehr durch Unaufmerkſamkeit der Men⸗ 
ſchen, als durch die Mängel der Transportmittel und dann wie gering 
iſt doch der eingetretene Verzug geweſen. Immerhin wäre es ſelbſt für die 
Bezüge der Getreidemaſſen auf continentalem Wege in den Zeiten der Noth 
eine ſehr dankenswerthe Maßregel, wenn ſichere ſtatiſtiſche Nachweiſe über 
den Stand und die eintretenden Aenderungen der Bezugskoſten auf den 
Hauptbezugsſtraßen eingezogen und veröffentlicht würden. Es würde in einer 
Zeit, in welcher die Bekämpfung des Hungers von raſchem Handeln abhängt, 
für ſo Viele, die handeln ſollen, viel Zeit erſpart, und einer Menge von 
Irrthümern vorgebeugt, eben dann, wenn jede Steigerung der Preiſe durch 
ſolche Irrthümer doppelt und dreifach empfindlich werden muß. Die ganze 
Sache erhält indeſſen freilich eine viel gewalligere Dimenfion, fo wie wir unſer 
Augenmerk auch auf die Transportverhältniſſe des Schifffahrtverkehrs wenden. 
Unſere Lage iſt dermalen aber bereits eine ſolche, daß nach jedem einiger⸗ 
maßen erheblichen Ernteausfall der Bezug großer Maſſen von Getreide auf 
überſeeiſchem Wege die Regel geworden iſt, und allem Anſcheine nach wird 
eine Ausnahme von derſelben nur immer ſeltener werden. Der Frachtenſatz 
der Schiffe, ſo ſtetig und regulirt im gewöhnlichen Laufe der Dinge, ſolange 
dem Begehr hinlänglich leicht entſprochen werden kann, wird zu einer ſehr 
ſchwankenden Größe, wenn das Angebot des Transportmittels die Nachfrage 
nach feiner Benutzung nicht bewältigen kann. In dem Verhältniß dieſes 
Un vermögens, alſo nach der Stärke der Differenz zwiſchen dem mindern Ange 
bot und der flärferen Nachfrage in dem ein zelnen Zeitmomente ſchwingt 
ſich der Frachtkoſtenſatz über den gewöhnlichen Betrag hinauf — mit anderen 
Worten: je größer die von der ungenügenden Schiffgelegenheit zu krauspor⸗ 
tirende Maſſe und je ſtärker der Drang nach einer gleicher iaigen Tran. 
portliftung, um fo höher der Frachtſatz auf dem Meere. Das Angebot 
wird beſtimmt durch die Menge, die Tragfähigkeit und die Fahr ⸗ 
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geſchwindigkeit der Schiffe, die Lange des Seeweges und die 
Jahreszeit, in welcher der Begehr ſich äußert. Je mehr die 
Schiffe faſſen können, je öfter fie ihren Weg in demſelben Zeitraume wie⸗ 
derholen können, je erträglicher der Umſtand iſt, daß eine zweite, dritte Serie 
von Getreidemengen erſt in einer zweiten, dritten Tour nachgeholt werden 
kann, um ſo weniger werden die Frachtkoſten über das gewöhnliche Maß 
hinaufzugehen brauchen. Dhne Einſicht in jene Elemente, durch welche das 
Angebot der Schifftransportleiſtungen beſtimmt wird, iſt eine Combination 
über die Frachtkoſten dem Getreidehändler nicht möglich; entfchlägt er ſich 
aber wirklich in Theuerungszeiten des Nachdenkens über dieſen Gegenſtand, 
fo kann ihn ſelbſt empfindlicher Verluſt heimſuchen, das conſumirende Pu⸗ 
blikum aber iſt vollends einem ſolchen ausgeſetzt. Weit öfter, als man 
glaubt, und in einem weit höheren Maße, als man ſich eingeſtehen mag, 
ſprudelt an diefem Punkte eine Quelle hoher Preiſe in Theuerungszeiten — 
wohlgemerkt: keine ſolche, deren Urſprung und Macht einem unausweichlichen 
Zwange der Naturgewalt zuzuſchreiben wäre. Daß man 1853/54 früher 
und mit größerem Nachdruck zur Eröffnung der überſeeiſchen Einfuhr ſchritt, 
als 1846/47, hat ſeinen Grund in der früher gewonnenen Einſicht über den 
Ernteausfall gehabt und iſt uns ſehr wohl bekommen. Dagegen hat man, 
wie wir meinen, auch in dem ablaufenden Conſumjahre keineswegs eine 
beſſere Einſicht in die begrenzte Leiſtungsfähigkeit des Schifftransportes für 
die gleichzeitige Zufuhr der gewaltigen Getreidemaſſen bewieſen, deren dicht⸗ 
bevölkerte Länder nach einem merklichen Ernteausfall ſchon in ſehr kurzen 
Zeiträumen bedürfen. Wir würden die Folgen dieſes Mißſtandes weit 
empfindlicher verſpürt haben, wenn nicht ſeit 1846 die Transportfähigkeit 
der Schiffe ſo gewaltig zugenommen hätte. Gleichwohl ſind die wirklich 
eingetretenen Folgen nichts weniger als gering anzuſchlagen. Von der Zeit 
gleich nach jenem paniſchen Rumor im Herbſte an haben gewaltige und 
intermitticende Anhäufungen umfangreichſter Beſtellungen bald auf die 
Einkaufspreiſe, bald auf die Frachtſätze ſo gewirkt, daß eine bedeutende 
Steigerung oder ein ſchädliches heftiges Schwanken der Preiſe in Europa 
eintrat, eine Erſcheinung, der wir wiederholt den Character der unbedingten 
Unausweichlichkeit abſprechen müſſen. Wie viele Hunderte von Beſtellern 
mögen, als ſie ſich zu einem Geſchäft entſchloſſen, ohne eine Ahnung ge⸗ 
weſen fein, daß es an Schiffen zur Realiſirung der Zufuhr mangeln könne. 
Ein Grund mehr, um in einem Nothjahr nichts zu unterlaſſen, wodurch 
eine paſſende Vertheilung des Bezuges über das ganze Conſumjahr bewerk⸗ 
ſtelligt werden kann. Auch die unnöthige Anhäufung gleichzeitiger Einkäufe 
erhöht, wie wir früher ſahen, die Einkaufspreiſe des Getreides und führt 
— zumal wenn ſie gegen das Ende des Conſumjahres eintritt — zu einer 
Anhäufung gleichzeitiger Transportaufträge, wodurch die Frachtkoſten in die 
Höhe getrieben werden. Von dem wunderſamen „Spiele des Zufalls, 
wie man ſagt, welches wir in Bezug auf dieſe Dinge in dieſem Conſum⸗ 
jahre erlebt haben, hier nur eine kleine Probe. In drei Wochen, von Mitte 
September 1853 an, flieg der Frachtſasß von Newyork nach Liverpool 
von 9 10 Deniers pr. Buſhel (/ Hectoliter) auf 13½ —14½ Deniers — 
pr. Faß Mehl um 1 Sh.! An demſelben Einkaufsplatze betrug im Fe⸗ 
bruar der Preis pr. Charge (= 160 Liter, 120—123 Kilo Gewicht, 2%; 
Hectoliter) 48 —56½ Fr, während er am Verkaufsplatz Havre, wohin 5 
Fr. Fracht uad Speſen zu zahlen waren, 46 Fr. betrug! Als im Januar 
1854 3 400 Schiffe in Odeſſa zugleich laden wollten, gingen freilich als⸗ 
bald die Getreidepreiſe und die Gebühren für Lichterſchiffe gan; abnorm in 
die Höhe, der Frachtſatz aber pr. Charge fiel auf 7 Fr., während im Octbr. 
1853 umgekehrt der Weizen in Odeſſa mit 19 —24 Fr., die Fracht von 
Odeſſa nach Marſeille aber mit 15 Fr. pr. Charge bezahlt wurde. Dazu 
kommt dann noch der ungewöhnliche Aufſchlag der Speſen an den See⸗ 
plätzen, wenn die Maſſen des gleichzeitigen Importes mit einem Male ge⸗ 
waltige Proportionen annehmen. 

Es kommt bei allen Uebelſtänden vorab darauf an, daß man ſich Art 
und Umfang derſelben in klarer Erkenntniß vergegenwärtige. Auch hier 
würde viel durch dieſe Einſicht gewonnen ſein, auch wenn man ſich erſt 
hernach über die Art und Tragweite der Mittel zur Beſeitigung der un⸗ 
läugbaren Mißſtände verſtändigen wollte, insbeſondere auch über die beſon⸗ 
dere Geſtalt, in welcher ſie gegenüber den eigenthümlichen Zuſtänden der 
Handelsbewegung in den einzelnen Ländern ins Leben zu fegen ſeien. Soviel 
aber wird man zugeſtehen muͤſſen, daß jedenfalls eine genügende Einſicht in 
den Conſumbedarf, in den Ernteausfall, in die Transportfähigkeit der Com⸗ 
municationsmittel u. ſ. w. unerläßlich iſt, und daß dieſe Einſicht allein vor 
der Wiederkehr ſehr vieler Mißlichkeiten ſchützen kann. Derſelbe Mangel 
einer Kenntniß des Ernteergebniſſes läßt weſteuropäiſche Lander den rechtzeitigen 
Bezug überſeeiſchen Getreides verpaſſen, und für Oberöſterreich die gün- 
ſtige Zeit des Waſſertransportes für die Getreideeinfuhr aus Ungarn 
ungenutzt vorübergehen u. ſ. w. — Leider ſteckt die vis inerliae nicht nur 
in den Individuen, ſondern auch in den bürgerlichen Gemein weſen, und 
wenn die Conjuncturen der Zeitverhältniffe zur Erwägung einer beſonderen 
Sache dringend auffordern, ſo iſt damit, wie die Erfahrung lehrt, noch 
wenig geholfen. Wie es Laufende von Menſchen giebt, welche für gewöhn⸗ 
lich gedankenlos mit allerhand ſchlechten Gewohnheiten in den Tag hinein 
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leben, bis etwa einmal die Cholera auftritt und die Moglichkeit eines raſchen 
Todes in ihnen den Gedanken, daß ſie eine unſterbliche Seele haben, und 
eine Menge von guten Vorſäten für gerade fo lange, wie die Epidemie 
anhält, wach ruft, ſo faſſen regelmäßig in den Zeiten der Mißernte die 
bürgerlichen Gemeinweſen allerhand gute Entſchlüſſe, ſehen mancherlei Irr⸗ 
Ahlimer ein, thun auch wohl zwei drei Schritte aus einer üblen Gewohnheit 
heraus, um unter dem Jubel der nächſten reichen Ernte Alles wieder bei 
Seite zu ſetzen, ja um in der nächſten Mißernte ſich denſelben Handels⸗ 
beſchränkungen, Ausfuhrverboten und allen jenen ökonomiſchen Allerwelts⸗ 
mitteln in die Arme zu werfen, die dadurch an ihren peinlichen Folgen 
nichts verlieren, daß ſie von Männern beſchafft werden, denen wir immerhin 
Fülle der Herzens güte und eine vehemente Kenntniß und Begabung auf 
dem Felde der Jurisprudenz zuzugeſtehen bereit ſind. Wir ſehen recht wohl 
die Gründe ein, weshalb die heute beſprochene Aufgabe ihrer Verwirklichung 
nech am fernſten ſteht, obwohl die betreffenden Ermittlungen am leichteſten 
praktiſch nützlich gemacht, d. h. alsbald veröffentlicht werden könnten, 
damit ſie nicht blos der geſchichtlichen Forſchung, ſondern gerade auch dem 
laufenden Geſchaftsleben ihre Bedeutung erſchließen. Doch liegt die Einficht 
nahe, daß mit ihnen, abgeſehen von dem bezeichneten Zwecke, etwas Wich⸗ 
tiges erreicht werden könnte. Man hat langſt das wichtige Moment der 
Meinung des Publicums über den Ernteausfall auf die Steigerung der 
Preiſe erkannt und ſucht ihr im vorkommenden Falle mit Energie entgegen- 
zuwirken. Die Veröffentlichung der Frachtpreiſe und der fonfligen Bezugs⸗ 
koſten u. ſ. w. würde die leider ſehr wichtige Meinung des Pudblicums 
über die Größe der Gewinnſte des Getreidehandels bedeutend reckificiren und 
insbeſondere der Wahrheit Anerkennung verſchaffen, daß zur Zeit, wo die 
Preiſe die höchſten zu ſein pflegen, d. h. unmittelbar vor der neuen Ernte, 
in der Regel die Handelsgewinnſte für das aus weiter Ferne bezogene Ge⸗ 
trelde die kleinſten und precärſten find, wenn auch jener „treuherzige Land⸗ 
wirthe, der fo wacker auf die „Händler“ ſchimpfen hilft, es beſſer zu wiſſen 
glaubt, weil er, ohne eingekauft zu haben, die höchſten Preiſe abwartend, 
die höchſten Gewinnſte machen konnte. K. Knies. 


Zur Geſchichte des franzöſiſchen Schutzzollſyſtems. 
(Correſpondenz aus Brüſſel. Dritter Artikel.) 


Man hätte glauben ſollen, daß mit den feudaliſtiſchen hyperſchutzzöll 
neriſchen Kammern der Reſtauration auch das Zollſyſtem ſchwinden werde, 
mit welchem fie Frankreich von 1814-30 heimgeſucht. Das „Bürger⸗ 
königthum konnte doch nicht ermangeln, neben den Grundbeſitzern und den 
großen Induſtriellen auch die übrige Nation, d. h. die große Maſſe der 
Conſumenten, zu berückſichtigen. Auch erklärte die neue Regierung es in 
der That für ihre Aufgabe: „das beſtehende Syſtem all deſſen zu entledigen, 
was es Unnützes, Uebertriebenes, Plackeriſches hat.“ Das Zollfoften hatte 
nach ihr eine dreifache Aufgabe zu erfüllen: 1) In einem billigen und zu⸗ 
reichenden Maß die heimiſche Produktion und Arbeit zu beſchützen; 2) dem 
internationalen Verkehr die größtmögliche Freiheit zu verſchaffen und ihn 
aller überflüffigen und ſchaͤdlichen Hemmniſſe zu entledigen; 3) dem Staats- 
ſchaß jenes Einkommen zu ſichern, zu welchem der internationale Verkehr die 
natürliche und legitime Gelegenheit darbietet. Die Grundſätze hatten freilich 
noch einen ziemlich ſtarken Colbertiſtiſchen Anſtrich, waren namentlich ſehr 
dehnbar und ließen dem Protektionsunweſen ſtarken Spielraum; doch be⸗ 
kundeten fie immerhin einen Fortschritt gegen die frühere Regierung, unter 
welcher man das Prohibitions⸗ und Protectionsſyſtem offen als das Non⸗ 
plusultra aller Staatsweisheit geprieſen hatte. Auch machte die Regierung 
in den erſten Jahren bezüglich des Eiſens, der Kohle, der Wolle und an⸗ 
derer Rohſtoffe fleißigen Gebrauch von der ihr zuſtehenden Befugniß: zwi⸗ 
ſchen den Kammerſeſſionen zeitweilig durch Ordonnanzen die zu hohen Ein⸗ 
gangszölle herabzuſetzen. 

Hierauf beſchränkte ſich der ganze Fortſchritt. Zu durchgreifenden Me- 
formen brachte es die Juliregierung während ihrer achtzehnjährigen Dauer 
nicht. Im Jahre 1832 beantragte der Handelsminiſter, Graf d' Argout, 
namentlich die Herabſetzung des Eingangszolls auf Vieh und des Ausgangs⸗ 
zolls auf rohe Seide. Zwei auf einander folgende Commiſſionen erklärken 
ſich gegen die Geſetzvorlage, und die Kammer nahm ſie nicht einmal unter 
Verhandlung. Zwei Jahre nachher beantragte der Handelsminiſter Thiers 
die Herabſetzung des Vieh⸗Eingangszolls von 55 auf 36 Fr. pr. Stück. Die 
Geſetzesvorlage wurde von der Kammer verworfen, und die Regierung wagte 
ſeitdem nicht mehr darauf zurückzukommen. Thiers Nachfolger im Handels- 
miniſterium, Graf Duchatel, eröffnete eine Enqucte, um die Nothwendigkeit 
und Nüglichkett der Herabſetzung mehrer Eingangszölle nachzuweiſen. Der 
heftige Sturm, welchen ſchon dieſe Vorbereitung bei den Betheiligten hervor⸗ 
rief, erſchreckte die Regierung, und die beabſichtigte Vorlage gelangte gar 
nicht an die Kammer. Im Jahre 1842 wollte ſie die heimiſche Induſtrie 
wenigſtens durch die Mitbewerbung der belgiſchen zur Vervollkommnung an- 
ſpornen und zur Preisherabfegung noͤthigen. Sie beantragte — freilich auch 
mit aus anderen Gründen — die Zollvereinigung mit Belgien. Die De⸗ 
putirten jener Departements, welche die Mitbewerbung des belgiſchen Eiſens, 
der Kohlen und des Tuches fürchteten, bedroheten die Regierung mit ihrer 


offenen Feindſchaft. Der Vollzug des Antrags unterblieb. Die Regierung 
beantragte 1845 einen mäßigen Eingangszoll auf das Seſamkraut, welches 
den Oelen des Südens und den Oelkörnern des Nordens eine bedeutende 
Concurrenz zu machen begann; die Kammer erhöhete den beantragten Zoll 
aufs Zweifache. Ebenſo ward das neue, noch ziemlich protectioniſtiſche Zoll⸗ 
reviſionsgeſetz, welches die Regierung 1847 den Kammern unterbreitet, von 
der Commiſſton der letztern im ſchutzöllneriſchen und prohibitioniſtiſchen Sinne 
radikal umgeſtaltet. Im Weſentlichen hat alſo das unter der Revolution 
und dem Kaiſerreich als politiſche und blos zeitweilige Nothwendigkeit ge⸗ 
ſchaffene, von der Reſtauration in Permanenz erklärte und fortentwickelte 
Syſtem auch die Juliregierung überlebt, und iſt, da die 1848er Republik 
daſſelbe ihrer Aufmerkſamkeit gar nicht würdigte, bis auf die unmittelbarſte 
Gegenwart herab aufrecht erhalten worden, um erſt unter dem neuen Kaiſer⸗ 
reiche in der ſchon früher angedeuteten Weiſe eine kleine Erſchütterung zu 
erleiden. 

Doch zeigte ſich ſchon unter der Juliregierung ein bedeutender Fortſchritt 
in der öffentlichen Meinung und das Erwachen einer beſſeren Einſicht felbfi 
beim Handels- und Gewerbsſtande. Bei Gelegenheit der Duchatel'ſchen 
Enqudte ſprachen ſich die Handels und Gewerbekammern von Lyon, 
St. Etienne, Arras, Straßburg, Tours, Givet, Metz, Orleans, Valenciennes, 
Barleduc, Nevers Renne, Alencon, Grenoble und anderer bedeutender Städte 
mit Entſchiedenheit für eine Ermäßigung des Protectionsſyſtems aus. Selbſt 
die eifrigſten Protectioniſten wagten es in der Kammer nicht mehr, ſich offen 
als ſolche zu bekennen; Sait-Cricg, Martin, Dupin, Larochefoucauld pre- 
digten lüberale Grundfäge, nur daß ſie mit Hülfe eines nachhinkenden „Aber“ 
ſich immer die praktiſche Anwendung dieſer Grundſätze verbaten. Zwiſchen 
den Hafenſtädten, welche die völlige Aufhebung, und den großen Fabrikorten, 
welche die ſtrenge Aufrechthaltung der Einfuhrverbote und der ihnen gleich⸗ 
kommenden hohen Zölle verlangten, bildete ſich allmählich eine fortwährend 
erſtarkende Mittelparthei heraus, welche manchen Schutzzoll für nothwendig, 
bei manchem anderen wenigſtens die plötzliche Aufhebung für gefährlich hieit 
und daher gemeſſene und langſame Reformen verlangte. Zu dieſer Parthei 
gehörte auch die Regierung. 

Warum ſie nicht durchdrang? Die beſte Aufklärung hierüber geben fol- 
gende Worte, welche Graf Jaubert in der 1836er Kammerſeſſion ausſprach: 

„Keine Geſellſchaft kann die Ariſtokratie ganz entbehren; jede Regierung 
muß eine ſolche haben. Wollen Sie wiſſen, welches die Ariſtokratie der 
Juliregierung iſt? Es iſt die der großen Induſtriellen und Ma⸗ 
nufacturiften; fie find die Vaſallen der neuen Dynaſtie. 
Ein Syſtem, welches ſie ihr entfremdete, wäre wahnſinnig; das hieße der 
Julirevolution ſelbſt den Todesſtoß verſctzen. ... Die Induſtrie muß fort. 
während geachtet, ſichergeſtellt, beſchützt werden; nur auf dieſe Weiſe ſichern 
Sie die innere Ruhe, den innern Frieden.“ 

Unerſchöpflich im Fordern, anmaßend und keck wie jeder Emporkömm⸗ 
ling, ließen die „Vaſallen der neuen Dynaſtie / fie ihre Macht wohl fühlen. 
Die friedlichen „Barone die Induſtric⸗ nahmen nöthigenfalls eine äußerſt 
kriegeriſche Sprache und Haltung an, welche auf den „Bürgerkönig“ ihren 
Eindruck nicht verfehlen konnte. „Wenn Napoleon, ſchrieb unter Andern 
die Stadt Roubaix, wenn Napoleon von dem Volke, das ſeine Kriege 
decimirte, doch geliebt war, fo geſchah es, weil er demſelben Arbeit und 
Wohlſtand ſicherte. Wenn die Juliordonnanzen fo energiſchen Widerſtand 
fanden, ſo geſchah es, weil ſie den Buchdruckern die Beſchäftigung und den 
Erwerb ßörten. . . . Vergeſſet nicht, daß eine Herabſetzung des Arbeitslohnes 
Lyon zweimal zum Aufſtand drängte... Dem Könige, den wir lieben, 
zahlen wir ohne Murren die harten Steuern; dem Vaterlande verſagen wir 
unſere Sohe nicht; Achtung vor unſeren Arbeits- und Erwerbsmitteln! . : 
Oder wollt ihr mit euern Bajonnetten die Bedürfniſſe unſerer 36,000 Ara 
beiter befriedigen, welche die Einfuhr der fremden Zeuge, indem ſie unſere 
Fabriken außer Thätigkeit ſetzt, brodlos machen wird? Wir halten euch fol- 
cher Gräuſamkeit nicht für fähig!“ 

Aus dem im Vorſtehenden kurz entwickelten Verlauf der Zollangelegen⸗ 
heit unter der Reſtauration und der Juliregierung geht klar hervor, daß 
— wie wir im erſten Artikel angedeutet, — der folgenſchwerſte Fehler Col⸗ 
berts darin lag, daß er die Zölle zu Protectionsmaßregeln erhob. Hätte 
er ſie bei dem gelaſſen, was ſie vor ſeinem Amtsantritte waren, nämlich 
reine Finanzquellen für den Staatsſchatz, ſie hätten wohl kaum die Mitte 
des 18. Jahrhunderts überlebt. Denn ſchon damals begann man einzuſehen, 
daß niedrige Zölle, indem ſie die Einfuhr mehren, ein größeres Einkommen 
abwerfen als hohe Zölle. Die Generalpächter, zu deren Schwächen gewiß 
nie die Großmuth gehörte, die aber ausgezeichnete Rechenmeiſter waren, 
erhoben unter Ludwig XIV. aus eigenem Antriebe niedrigere Zölle als ſie 
nach ihrem Vertrage mit der Regierung erheben durften und erregten dadurch 
die allgemeine Unzufriedenheit der Induſtriellen, welche über dieſe Schmälerung 
der ihnen vom Geſetz gewährten „Protection“ bittere Klage erhoben. Auch 
wieſen ſchon die Phyſiokraten in überzeugender Weiſe nach, daß bei völliger 
Freigebung der Verkehrsthätigkeit der Staat für den Verluſt, welchen er an 
den Zöllen und dergleichen erlitte, indirect eine zehnfache Entſchädigung 
fände. Unter ſolchen Verhältniſſen hatten die Zölle bald ohne Wiederkehr 
aufgehoben oder wenigſtens erniedrigt werden müſſen, wenn ſie, wie vor 
Colbert, nur als fiscaliſche Maßregel gegolten und die Regierung allein über 
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fie zu entſcheiden gehabt hatte. Sobald fie aber zu Schutzmaßregeln wur⸗ 
den, erlangten die „Beſchützten ein gewiſſes Anrecht an dieſelben und ſie 
ſtemmten ſich dann mit der Hartnäckigkeit des Egoismus und der Zähigkeit 
des Privilegiums gegen jede Reform. Eben ſo natürlich war es, daß die 
einmal zugelaſſene Protectionsidee ſtets neue Klaſſen zur Forderung von 
Protectionsmaßregeln, die alten Protegirten zur Steigerung ihrer Anforde⸗ 
rungen anregte und ermuthigte. 

Die Betheiligten fühlten wohl die Gefahr, welche ihnen daraus erwüchſe, 
wenn die Zölle wieder auf ihre alte, rein fiscaliſche Bedeutung zurückgeführt 
würden. Daher der Eifer, mit welchem z. B. Bourienne in der 1822er 
Kammerſeſſion den Satz zu vertheidigen ſuchte: daß in der Neuzeit die Zölle 
nicht mehr „im Intereſſe des Fiscus, ſondern im Intereſſe des Ackerbaues, 
des Handels und des Gewerbes“ betrachtet werden müſſen; daß ein Land, 
wo man ſie als rein fiscaliſche Maßregel betrachte, „mit raſchen Schritten 
ſeinem Verfall zueilen würde;“ daß fie keine Steuer, ſondern eine „Auf⸗ 
munterungsprämie für die heimiſche Erzeugung“ bilden; daß die Zollgeſetze 
„zuweilen politiſche, immer protcctioniflifche, nie fiscaliſche Bedeutung! haben. 
Und der auch ſonſt rühmlich bekannte Oekonomiſt Theodor Ducos zeigte ein 
ſehr richtiges Verſtändniß der Sachlage, wenn er in der 1836er Kammer- 
ſeſſion das fiscaliſche Intereſſe der Zölle wieder zur Geltung bringen und fie 
dadurch indirect ſtürzen wollte. Leider hatte ein zweihundertjähriger Miß⸗ 
brauch die Protectionsidee zu mächtige Wurzeln faſſen laſſen, die Intereſſen, 
welche ſie förderte und die ſie ſtützten, waren zu ſtark, um die geſunde Ver⸗ 
Eu das Intereſſe des Gemeinwohls fo leicht zum Siege gelangen 
zu laſſen. 

Die theoretiſchen und praktiſchen Schlußfolgerungen aus dieſer „Geſchichte 
des franzöſiſchen Schutzzollſyſtems“ zu ziehen, können wir dem Leſer über- 
laſſen. Sie ergeben ſich ſozuſagen von ſelbſt. Wir wollen nur einige der 
weſentlichſten in möglichſter Kürze andeuten. Es ergiebt ſich aus dem Vor⸗ 
ſlehenden: 1) daß Colbert ſelbſt fein Syſtem nur als „Krücke«, als zeit⸗ 
weiligen Behelf für die noch ſchwache Induſtrie betrachtete, daß dieſe Krücke 
ſich ſehr bald als unhaltbar erwies und der durch das Prohibitions⸗ und 
Protectionsſyſtem herbeigeführte Verfall aller Verkehrsthätigkeit ſchon zu Ende 
des 17. Jahrhunderts allgemein fühlbar wurde und die Denker und auf⸗ 
geklärten Staatsmänner gegen daſſelbe ſtimmte; 2) daß daſſelbe moraliſch 
und materiell ſchon vor 1789 erſchüttert war, von der Nationalverſammlung 
aber faſt einſtimmig zu Grabe getragen wurde, daß wenn die Republik und 
das Kaiſerreich es wieder ins Leben riefen, dies rein aus politiſchen oder 
richtiger factiſchen Gründen geſchah, die Maßregel aber ſelbſt in dieſer Be⸗ 
ziehung gegen den Sinn ihrer Urheber wirkte; 3) daß wenn es trotzdem 
auch nachher ſich noch erhielt und ſogar verſtärkte, dies gegen die öffentliche 
Meinung und gegen den Willen der Reſtaurations- und der Juliregierung 
und nur in Folge des Druckes geſchah, den die grundbeſitzende Reaction auf 
erſtere, die „Barone der Induſtrie“ auf letztere Regierung übten. Ein Staats⸗ 
inſtitut, das eine ſolche Lebensgeſchichte aufzuweiſen hat, iſt längſt gerichtet. 
Hoffen wir, daß Napoleon III. in ſeinem anerkennenswerthen Beginnen 
fortfahren und ſich zum Vollſtrecker des allgemeinen Verdammungsurtheils 
machen wird. 

Schließlich noch einige Worte über das Clémentſche Buch ſelbſt, dem 
wir bei unſerer Darſtellung vorherrſchend folgten. Gewiſſenhafte gründliche 


Forſchung in gedruckten und handſchriftlichen Quellen (letztere namentlich in 


den Stagtsarchiven, welche dem Verfaffer in Folge ſeiner amtlichen Stellung 
offenſtehen), volle Beherrſchung und Durchdringung ſeines Materials, ein 
bedeutendes Talent, die charakteriſtiſchen und intereſſanten Momente hervor⸗ 
zuheben und bei Vermeidung der Weitläufigkeit nichts Beachtenswerthes 
wegzulaſſen: das find die Eigenthümlichkeiten, welche Cléments frühere Ar⸗ 
beiten characteriſiren und auch in ſeinem neuen Buche glänzend hervortreten. 
Daſſelbe will durchaus kein ſogenanntes „unparteiiſches“ Geſchichtswerk, 
d. h. eine verſchwommene, farblofe Chronik, fein. Der Verfaſſer geſteht 
offen feine Abſicht: die Haltloſigkeit des Colbertismus, die Nothwendigkeit 
einer Reform der ftanzöſiſchen Zollgeſetzgebung, nachzuweiſen. Doch bewahrt 
er ſich Objectivitat genug, um auch die entgegenſtehenden Gründe vorzubringen 
und nach Verdienſt zu würdigen. Er geſteht ſogar, daß »die Protection 
ihm für Frankreich noch auf Jahre hinaus eine Nothwendigkeit ſcheine. 
Er verlangt nur allmähliche Ermäßigungen, eine ſtufenweiſe Anbahnung 
zum Freihandel. Wir wollen mit ihm darüber nicht rechten; denn wenn 
die Theorie überall Eine iſt, fo find doch nach Art und Zeit die Forderungen 
der Praxis verſchieden, und auch ſie dürfen nicht überhört werden. Doch 
hätte wohl ein ſchärferes Betonen ſeiner liberalen Anſichten wie ein größerer 
Pragmatismus der Geſchichtsdarſtelung dem Werthe des Buches keinen Ein ⸗ 
trag gethan. Die Darſtellung iſt klar, abgerundet, fließend und auch dem 
Laien vollkommen zugänglich. Ein reicher Anhang größtentheils ungedruckter 
Dokumente bildet eine intereſſante Zugabe zu dem werthvollen Text. 


Die oſtindiſche Poſt via Trieſt. 

Die directe Verbindung, welche die Dampfſchiffe des öſterreichiſchen Lloyd 
zwiſchen Alexandrien und Trieſt unterhalten, iſt ſchon wiederholt theils von 
Paſſagieren, welche auf die kürzeſte und bequemſte Art nach China oder Auſtra⸗ 
lien, oder von dort zurück nach Europa gelangen wollten, theils zur Beförderung 
der Poſtfelleiſen und Waaren, die denſelben Weg zu machen hatten, benutzt 


worden. Die „Trieſter Zig.“ meldet, daß die Bemühungen der Dampfſchifffahrts⸗ 
Geſellſchaft des oſterr. Lloyd, das jetzt beſtehende freundſchaftliche Einvernehmen 
mit der Peninſular⸗ und Oriental⸗Company zu Stande zu bringen, zu einem 
neuen Ergebniſſe geführt haben, das den Verkehr Deutſchlands insbeſondere, ſo 
wie Hollands mit Oſtindien, China, Auſtralien bedeutend erleichtern dürfte. Der 
Verwaltungsrath des Lloyd hat nämlich, in der Abſicht, den Franſit zwiſchen 
Deutſchland, Holland, Indien, China und Auſtralien zu erleichtern und zu för⸗ 
dern, mit der Adminiſtration des egyptiſchen Tranſits eine Uebereinkunft getrof⸗ 
fen, wodurch den Paffagieren, ihren Effekten und Waaren, die über Trieſt gehen, 
für den Tranſit durch Egypten die nämlichen Vortheile eingeräumt werden, deren 
ſich die engliſche Peninſular⸗ und Oriental⸗Geſellſchaft ſelber erfreut. Namentlich 
iſt die Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft des öſterreichiſchen Lloyd ermächtigt, Paſſa⸗ 
giere, die für Indien beſtimmt find, von Zrieft bis nach Suez und umgekehrt 
einzuſch reiben, womit der Tranſit durch Egypten einbegriffen iſt. Ferner wurde 
mit der Peninſular⸗ und Oriental⸗Geſellſchaft in Betreff der Verſendung von 
Waaren, kleinen Gepäcken und Gebinden über Trieft nach Indien, China und 
Auſtralien eine Uebereinkunft geſchloſſen, welche ganz dazu geeignet iſt, dieſem 
Handelswege eine immer größere Beliebtheit zu ſichern. Für jetzt und mit Be⸗ 
ziehung auf frühere Mittheilungen glauben wir darauf beſonders die Aufmerk: 
ſamkeit der Glasperlenfabrikanten Venedigs lenken zu müſſen, die ſicherlich ihren 
Vortheil darin finden werden, ſich für den Abſatz ihrer Fabrikate des bezeichneten 
Weges zu bedienen. 

Aus dem von der Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft des öſterreichiſchen Lloyd 
veröffentlichten Tarif laſſen ſich folgende Beſtimmungen zufammenftellen. 

Fahrpreiſe für Paſſagiere: 


Von Trieft nach Alexandrien 1. Klaſſ . 16 £ 
17 7 17 7 2 u. . a Ne 11. 
17 [2 7 7] 34 unten Eee a e 

(Mit Freigewicht von 160, 110 und 70 Wr. Pfd.) 

„ Alexandrien nach Suez 1. Platzt... 10 „ 
17 17 n Te Te DER == RT ek 5" 
(mit 224, 112 Pfd. engl. Freigewicht). 

„ Suez nach Bomba MM... Mi . eee " 
* „ " eylbon . n 
u 17 m Madre ð „ 7 
„ „ „ Z e ei Mfn a.% 1 
5 " „ Penang 17 
7 „ „ Singapore 1 
" 7 „ Hongkong 7 
"” „ „ St. Georges Sound... " 
„ „ Adelaide " 
„ „ „ Port Philipp 1 
„ E ern - SejnlnhEe eat ae rare " 


Jene Paffagiere, welche fich über Trieſt nach Alexandrien begeben, um in 
Suez die Dampfboote der engliſchen Peninſular- und Driental⸗Company nach 
Indien zu benutzen, oder jene, welche mit denſelben aus Indien bis Suez kom⸗ 
men, können ihr Gepäck zwiſchen Southampton und Alexandrien und umgekehrt 
auf dem Dampfſchiſſe derſelben Geſellſchaft unter Bezahlung folgender Fracht 
verladen, und zwar: 

10 Schill. Sterling für jede 100 Pfd., bis zum Belaufe von 3 Etr., welche 

das zwiſchen Suez und Indien geſtattete Freigewicht bilden; 

20 Schill. Sterling für jede 100 Pfd. über dem normalen Gewichte von 

3 Etr. Es verſteht ſich, daß in dieſer Fracht der Tranſit durch Egypten, 
welcher der Adminiftration des Tranſit zufällt, nicht inbegriffen iſt. 


Fahrpreiſe mittelſt der holländiſchen Dampfboote zwiſchen Batavia und Singapore: 
1. Platz 200 holl. Gulden. 


A 125 I 7 
Waaren⸗Frachttarif zwiſchen Trieſt und Indien: 
Ordinäre Feine Fracht für 
Bestimmung Waare Waare Geldſendungen, den 
; — —— Tranſit von Egypten 
fur 1 Tonne v. 40 Kubfß. inbegriffen. 
cee er E 15. 10 & 20. — 1% % 
Bombai via Ceylon 
a 18. — * 0 
Madras - „er 2 
Calcutta 4 
Penang > 
Singapore 2 2 
Hongkong „ 20. 10 27. 10 /a % 
Shanghae“) I 
Batavia 
Adelaide 55 
bet, 3.— „ 30. — 2 9 

Melbourne ( N 4 2 
Sidney 


*) Die Dampfſchiffe berühren nicht regelmäßig Shanghae. 
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Die benannten Frachten begreifen in ſich den Tranſit von Egypten. — Es 
muß überdies eine Tranſitgebühr von ½ % *) gezahlt werden, welche zu 
Gunſten der Tranſit⸗Adminiſtration auf den deklarirten Werthe der Waaren 
behoben wird. 

Die Klaſſtfikation der feinen und ordinären Waaren findet in Gemäß heit 
der Klaſſifikation des im Monat Februar 1853 von der Geſellſchaft des öſter⸗ 
reichiſchen Lloyd veröffentlichten Generaltarifes ſtatt. — Die feinen Waaren 
find unter der 3. und 4. Klaſſe, die ordinären Warren unter der 1. und 2. Klaſſe 
des Tarifes zu verſtehen. 

Obige Tarife werden mit der am 27. d. Mts. ſtattfindenden directen Fahrt 
nach Alerandrien in Wirkſamkeit treten. (Auſtria.) 


Credit foncier. 


II. 

Die Mittel, durch welche in Frankreich der Staat die Gründung von Credit⸗ 
anſtalten für den mittleren und kleineren Grundbeſitz zu befördern hoffte, beſtehen: 
in Staatsunterſtützung aus dem Fond von 10 Millionen, in dem Ankaufe von 
Schuldſcheinen aus Staats- und Bezirksmitteln und aus dem Vermögen 
von öffentlichen Anſtalten, Unmündigen u. ſ. w.; in beſonderen Garantien 
für die Gläubiger, verſtärkter Sicherheit für die Forderungen der Anſtalten 
und Beſchränkung ihrer Wirkſamkeit auf beſtimmte Bezirke, an deren Wohl⸗ 
fahrt die Theilnehmer ein unmittelbares Intereſſe haben. 

Nach dem Rechenſchaftsberichte über feine Ainteführung, welchen Herr 
Perſigny bei feinem Rücktritte aus den Miniſterium im Juni d. F. veröf⸗ 
fentliche, warn in Gemäßheit des Decrets vom Februar 1852 und der 
nachgefolgten Vollzugsbeſtimmungen, drei Geſellſchaften entſtanden. Zwei 
davon, in Marſeille und Nevers, erſtreckten ihre Wirkſamkeit über ſechs De⸗ 
partements; die übrigen Departements bildeten den Bereich der großen Parifer 
Geſellſchaft du credit foncier de France, für welche fomit die Beſchrän⸗ 
kung auf beſtimmte Bezirke im weiteſten Sinne genommen worden war. 
Die urſprünglichen Statuten der letzterwähnten Geſellſchaft waren den 
Beſtimmungen des Geſetzes conform. Das Actienkapital ſoll 25 Mill. 
Franken in 50,000 Actien zu 500 Franken betragen und als 
Unterpfand für die Verbindlichkeiten der Gefellfchaft, insbefondere für ihre 
Schuldſcheine, dienen. Vorerſt wurde eine Serie von 20,000 Actien emittirt, 
welche in Jahresfriſt voll einzubezahlen waren; die Hinausgabe der weiteren 
30,000 Actien ſollte ſpäter nach Bedarf ſtattfinden, fo daß auf je 100 Mill. 
Schuldſcheine 5 Mill. Actienkapital kommen. Der Wirkungskreis der Ge⸗ 
ſellſchaft erſtreckte fih anfänglich auf die ſieben Departements des Pariſer 
Appellhofes (Seine, Seine el Oise, Seine et Marne, Kure el Loire, 
Aube, Marne, Yonne) und es fol in den nächſten 25 Jahren keine ähn- 
liche Geſellſchaft in dieſem Gebiete zugelaſſen werden. Die Dauer der Ge— 
ſellſchaft iſt 99 Jahre. Ihr Zweck iſt: Darleihen auf erſte Hypothek gegen 
Rückzahlung in Annuitäten zu geben und bis zum Belaufe der dargelichenen 
Summen verzinsliche Schuldſcheine auszuſtellen, welche durch Ausloſung 
mit oder ohne Prämien einzulöſen find. Ein Darleihen fol nicht unter 
300 und an eine Perſon nicht über eine Million Franken betragen. Die 
Tilgung durch Annuitäten fol in mindeſtens 20 und längſtens 50 Jahren 
bewirkt werden. Die Vergütung für Verwaltungskoſten, welche außer dem 
Zins und der Tilgungsquote in der Annuität enthalten iſt, ſoll nicht über 
60 Cent. von 100 Fr. (¼ Yo) betragen. Größere oder vollſtändige Rück. 
zahlungen können in Geld oder in Schuldſcheinen der Geſellſchuft geleiſtet 
werden; das Geld wird zur Einlöſung von Schuldſcheinen verwendet, und 
dieſe werden annullirt. Ein Schuldſchein beträgt 1000 Fr., kann aber auch 
in Theile von nicht weniger als 100 Fr. zerlegt werden. Der Verwaltungs⸗ 
r ath ſoll von der Generalverſammlung gewählt werden, iſt aber für die er« 
ſten ſechs Jahre von den Gründern ernannt, eine Beſtimmung, welche bei 
der Darmſtädter Bank Nachahmung gefunden, aber vielfach Anſtoß erregt 
hat. Die Gründer haben auch die erſten Actien unter ſich vertheilt und ver- 
äußert, und die Inhaber der erſten Serie haben bei weiteren Emiſſionen ein 
Vorzugsrecht, Actien nach dem Nennwerthe von 500 Fr. zu übernehmen. 
Daß dieſes Recht ſeinen Werth hat, zeigt der Preis der Actien. Aus dem reinen 
Gewinn werden zunächſt 25 Fr. an jede Actie bezahlt, wofür im Falle der Unzuläng⸗ 
lichkeit der Reſervefond aushelfen muß; von dem Reſte werden höchſtens 20 % 
theils dem Reſervefond übergeben, theils für Zulagen an die Direction verwendet; 
die übrigen 80 % des Gewinnreſtes erhalten die Actionaire als Dividende. 

Ueber die Entwicklung der Geſellſchaft iſt in kurzen Zügen Folgendes 
anzuführen: Sie fand zunächſt ihren Wirkungskreis zu eng und erwirkte 
durch Decret vom 10. December 1853 die Ausdehnung auf das ganze Ge⸗ 
biet von Frankreich mit Ausnahme der 6 Departements, welche den Ge⸗ 
ſellſchaften von Marſeille und Nevers verblieben. Sodann klagt der neueſte 
Bericht an die Generalverſammlung vom 25. April d. J. über die Mängel 
der Hypothekengeſetze und über den Nichtvollzug der Vorſchriflen über die 
Regelung der Eigenthumsverhältniſſe. Nur in Paris, ſagt der Bericht 
können dieſe Verhältniſſe des Eigenthums und feiner Belaſtung vorſchrifts⸗ 
mäßig nachgewieſen werden; in den Provinzen beruhen dieſelben häufig mehr 
auf Herkommen und Vertrauen als auf dem Code Napoléon. Daher 


% für Egypten ſollte mit Jul auf J 9% 


*) Die Tranſitgebühr von 
herabgeſetzt dan N n 


wurden mehr Darleihen auf Häuſer in Paris als auf Liegenſchaften im d. 


ganzen übrigen Frankreich gegeben; das Verhältniß geſtaltet ſich übrigens 
allmälig günſtiger für Letztere, da die Geſellſchaft auf Verbeſſerung der 
Geſetzgebung drängt, 29 Directionen in den Departements eingerichtet und 
mit den Generaleinnehmern Abkommen getroffen hat, welche ihre Bezüge 
und Zahlungen in den Departements erleichtern. Die Darleihen für welche 
die Geſellſchaft die Ermächtigung gegeben hatte, waren im April: 


von 300 — 10,000 Fr. 374 Darlehen im Betrage von 1,610,600 Fr. 
„ 10,000 — 20,000 „ 106 1 „ " „ 2,250,000 „ 
„ 20,000 — 30,000 » 140 „ „ „ „ 3,031,800 „ 
„ 30,000 — 40,000 „ 78 „ „ „ „ 2,496,100 „ 
„ 40,000 — 50,000 „ 70 „ „ „ „ 2,909,000 „ 
„ 50,000 — 60,000 „ 59 1 u * „ 3,001,000 „ 
„ 60,000 — 70,000 „ 45 „ U " „ 2,738,000 „ 
„ 70,000 — 80,000 „ 22 „ " „ „ 1,606,000 „ 
„ 80,000 — 90,000 „ 19 „ „ „ „ 1,537,000 „ 
„ 90,000 — 100,000 „ 4 u „ u „ 367,000 „ 
„ 100,000 200,000 „ 99 „ U „ „ 12,618,500 
„ 200,000 300,000 „ 29 „ „ 5 „ 6,536,000 „ 
„ 300,000 - 400,000 „ 8 „ " „ „ 2,540,000 „ 
„ 400,000 500,000 „ 6 „ " „ „ 2,528,000 „ 
„ 500,000 und darüber „ 15 „ " " „ 10,570,000 u 

1,134 56,239,000 Fr. 


Außerdem war den Geſellſchaften von Marſeille und Nevers ein Credit 
von 3 Millionen Franken eröffnet worden. Von obigen autoriſirten 
Darlehen waren 304 im Betrage von 7,279,500 Fr. zurückgezogen, oder 
wegen Mangel an hinreichenden Nachweiſungen annullirt worden. Die 
ſämmtlichen zurückgezogenen oder zurückgewieſenen Anlehnsgeſuche beliefen fich 
auf 1,215 mit einem Geſammtbetrage von 33,485,990 Fr. 

Man ſieht aus der Entzifferung, daß die kleineren Darleihen unter 
20,000 Fr. der Zahl nach etwa ein Drittheil, dem Betrage nach nur 
etwa den vierzehnten Theil des Ganzen ausmachen, daß alſo die Wirkſam⸗ 
keit der Geſellſchaft bis jetzt vorzugsweiſe reichen Hausbeſitzern in Paris zu 
Gut gekommen iſt. 

Die Geſellſchaft hatte übrigens mit Schwierigkeiten zu kämpfen, um 
fi) die Mittel, ſelbſt für ihre beſchränkten Darleihen zu verſchaffen. Ges 
gründet in einer Zeit, wo das Geld wohlfeil, der Zinsfuß nieder war, 
hatte ſie ſich verbindlich machen müſſen, die Annuität nicht über 5 Fr. 45 C. 
zu ſetzen für 50 jährige Tilgung. Die Verhältniſſe änderten ſich und es 
mußte ihr geſtattet werden, den Saß zu erhöhen, den ſie zuerſt auf 5 Fr. 
65 C., dann vom 1. April d. J. an auf 5 Fr. 95 C. beſtimmte. 

Dieſe Erhöhung geſtattet der Geſellſchaft, den Uebernehmern ihrer Schuld⸗ 
ſcheine beſſere Bedingungen zu bieten. Sie hatte ſich dem Staate gegen⸗ 
über anheiſchig gemacht, Darleihen bis zu 200 Mill. Fr. zu geben und 
war ermächtigt worden, die Mittel durch Hinausgabe von 200,000 Obli⸗ 
gationen zu 1000 Franken aufzubringen, die durch eben ſo viele Promeſſen 
vertreten wurden, auf welche 200 Fr. einzuzahlen waren; dieſe ſollten all⸗ 
mälig mittelſt Nachzahlung von 800 Fr. ergänzt werden. Die Promeſſen 
hatten Antheil an den vierteljährlichen Gewinnſtziehungen, trugen aber keine 
Zinſen; die vollbezahlten Obligationen ſollten 3% tragen und den Antheil 
an den Gewinnſtziehungen behalten. Als aber unter dem Eindrucke der 
politiſchen Verwickelungen ſeit Anfang 1853 die Courſe fielen und der 
Zinsfuß flieg, war unter dieſen Bedingungen nichts mehr zu bekommen, 
und der Verwaltungsrath erdachte verſchiedene Combinationen, um feine 
Pfandbriefe angenehmer zu machen. 

Die Obligationen (Pfandbriefe) von 1000 Fr. wurden in Abſchnitte 
von je 500, oder in zehn Abſchnitte von je 100 Fr. getheilt. Zu den 3%, 
Zinſen und der Theilnahme an den vierteljährlichen Ziehungen wurde noch 
eine Prämie von ½ des Capitals bei der Heimzahlung geboten. Für eine 
Obligation von 500 Fr. wurden 600, für 100 Fr. wurden 120 zurück⸗ 
bezahlt. 0 

Eine andere Art von Obligationen zu 500 Fr. trägt 4 %, nimmt 
ebenfalls Theil an den Ziehungen, wird aber nach dem Nennwerthe er— 

attet. 
f Eine dritte Art, unter dem Namen „Grundrenteninſcriptionen“ zu 500 
Fr. trägt 5 % ohne Gewinnſte und Prämien. 1 

Den Inhabern der Promeſſen wurden die Friſten für die Nachzah⸗ 
lungen verlängert, und der Umtauſch ihrer Obligationen gegen Abſchnitte 
von 500 Fr. oder gegen höher als 3 % verzinsliche Pfandbriefe erleichtert. 

Das Actiencapital, welches den Gläubigern der Geſellſchaft als Sicher. 
heit dient, beläuft ſich auf mehr als 13 Millionen, nachdem 52,639 Actien 
zu 500 Fr. ausgegeben und 250 Fr. per Actie einbezahlt ſind. Von der 
Subvention von 10 Millionen, mittelſt deren die Gründung folder Gefell- 
ſchaften befördert werden ſollte, iſt dem Credit foncier der Löwenantheil 
von 9,700,000 Fr. zugewieſen (wonach für die Geſellſchaften in Marfeille 
und Nevers nur 300,000 Fr. übrig bleiben) und ſoll vorzugsweiſe zur 
Deckung der Gewinnſte und zur Beſtreitung der Einrichtungskoſten ver⸗ 
wendet werden. Die Subvention wird im Verhältniß von je ein Zwanzigſtel 
der Darleihen ausbezahlt, und die Geſellſchaft hat etwas über 2 Millionen 
davon bezogen. Die Einrichtungskoſten ſind nicht dem erſten Jahre allein 
belaftet, ſondern auf viele Jahre vertheilt, und dadurch iſt es möglich gewor⸗ 


— 
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den, den Reſervefond zu verſtärken und den Actionairen 5 % Zinſen und 
2 % Dividende zu vertheilen. f 
Die erſte Entwicklungsperiode der Geſellſchaſt hatte zweierlei Erfahrun⸗ 
en gebracht. Einmal, daß die Grundeigenthümer ſich nicht beeilten, von 
der Gelegenheit zur Umwandlung ihrer laſtigen Hypothekenſchuld in eine 
neue gegen Annuitäten Gebrauch zu machen, ſo wie daß die Mängel 
der Geſetzgebung und ihres Vollzuges die Geſellſchaft häufig verhin⸗ 
derten, die verlangten Anleihen zu gewähren; ſodann, daß die 
ſtatutenmäßige Beſchränkung der Annuitätenſätze in Zeiten, wo der 
Zinsfuß hoch ſteht, der Geſellſchaft das Aufbringen der erforderlichen 
Mittel erſchwere. Sie hätte ihre beſchränkten Operationen nicht durchführen 
können, wenn ihr der Crédit mobilier nicht für 21 Millionen Pfandbriefe 
abgenommen hätte. f 
Um dieſen Uebelſtänden abzuhelfen, werden Aenderungen in der Geſetz⸗ 
* vorbereitet, welche dem landwirthſchaftlichen Credit überhaupt von 
uten fein werden Es iſt fe ener der Geſellſchaft ein freierer Spielraum 
gegeben worden, allein ſie wurde gleichzeitig, um Mißbrauch zu verhüten, 
unter die unmittelbare Leitung des Staates geſtellt. 
“ Letzteres geſchah durch die Decrete vom 26. Juni und 6. Juli 1854 
(Moniteur vom 7. Juli). Das Decret vom 26. Juni ſtellt die Geſellſchaf⸗ 
ten des Crédit foncier unter das Finanzminiſterium allein, an welches 
die Befugniſſe übergehen, welche früher dem Miniſter des Ackerbaues, des 
Handels und der öffentlichen Arbeiten übertragen waren. Die Erwägungs⸗ 
gründe ſagen, daß die Errichtung des Credit foncier de France, einer 
allgemeinen Geſellſchaft, welche beträchtliche Capitale vereinigen ſoll, dieſen 
Anſtalten den Charakter von Finan zinſlituten gegeben habe, und daß es des⸗ 
halb angemeſſen erſcheine, dieſelben einer einheitlichen Autorität und Oberauf⸗ 
ſicht zu unterwerfen. — Das Decret vom 6. Juli ſtellt an die Spitze der 
Verwaltung einen Gouverneur und zwei Untergouverneure, welche der Kaiſer 
ernennt und die Geſellſchaft mit 40,000 und je 20,000 Fr. jährlich beſoldet, 
und verfügt außerdem, daß drei Mitglieder des Verwaltungsrathes aus den 
Generaleinnehmern der Finanzen genommen werden müſſen. Der Gouverneur 
muß 200, jeder Untergouverneur 100 Actien der Geſellſchaft beſitzen. Der 
Gouverneur ernennt und entläßt die Agenten, führt den Vorſitz im Ver⸗ 
waltungsrath und in der Generalverſammlung und viſirt die Pfandbriefe; 
kein Beſchluß, der nicht von ihm genehmigt und unterzeichnet iſt, kann voll 
zogen werden. — Der zweite Theil des Deerets erweitert die Bedingungen 
des Darleihens, indem er die früheren Maxima hinſichtlich des Satzes der 
Annuität aufhebt und der Geſellſchaft geftattet, die aus ihrem Aellencapital 
und ihrem Gewinn fließenden Mittel zu hypothekariſchen Darleihen auf kür⸗ 
gere Termine und ohne allmäliche Tilgung zu verwenden. 

Der Finanzminiſter Bineau begründet in feinem Bericht die Zweck- 
mäßigkeit der Organiſation, welche bei der Bank von Frankreich ſo treffliche 
Dienſte geleiſtet habe, in ihrer Anwendung auf den (redil foncier durch 
die Betrachtung, daß die erweiterte Geſellſchaft durch ihre Mittel und ihren 
Einfluß auf den liegenſchaftlichen Credit in Frankreich eine Macht erlange, 
bei welcher eine „paſſſve Aufſichte des Staates nicht ausreiche. Die unmittelbare 
Leitung durch den Staat erlaube zugleich die Aufhebung mancher Beſchränkungen 
in den Statuten und fo werde die Geſellſchaft an freier Bewegung gewinnen, was 
ſie an Unabhängigkeit einbüße. Einſtweilen werden ihr daher die freie Beſtimmung 
der Annuitäten je nach den Verhältniſſen des Capitalmarktes, fo wie die Befug- 
niß eingeräumt, Darleihen gegen bloße Zinſen, ohne Tilgungsquoten, auf 
kürzere Zeit zu geben. Allein die Mittel hiezu darf fie nicht durch Ausge⸗ 
ben von Obligationen, ſondern nur aus ihrem Grundcapital und ihrem er⸗ 
worbenen Vermögen ſchöpfen; auch genießt ſie dafür nicht die Privilegien, 
welche den Darlehen gegen Annuitäten eingeräumt find. Die Erfahrung 
hat nämlich gelehrt, daß Darleihen gegen Annuitäten nur geſucht werden, 
wenn der Zinsfuß nicder ſteht, und daß die Grundbefiger bei hohem Zins⸗ 
fuße ihren Bedarf durch Anleihen auf kurze Zeit zu decken ſuchen, um ſpä⸗ 
tere günſtigere Verhältniſſe benutzen zu können. Auch für ſolche Bedürf⸗ 
niffe ſoll daher die Geſellſchaft thätig fein dürfen. Weitere Modificationen 
werden der Zukunft vorbehalten. Auf den Cours der Actien (500 Fr. wo⸗ 
von 250 einbezahlt) haben die Decrete günſtig gewirkt. Dieſelben ſtanden 
am 3. Mat, nach der Mittheilung des Berichts an die Generalverſammlung 
im Moniteur 450; am 1. Juli 5503 am 8. Juli, dem Tag nach Verkün⸗ 
Slang der Decrete 635, am 19. Juli wieder 590, mit Neigung zum 
Steigen, — 

) 65 kann nicht unſere Abſicht ſein, in den Verkehr der Ereditgeſell⸗ 
ſchaften mit den Landwirthen weiter einzugehen; dagegen müffen wir mit 
einer Bemerkung fließen, die nothwendig iſt, um uns gegen ein Mißver⸗ 
ſtandniß zu ſchuͤtzen. Wir haben den Crédit foncier als Beiſpiel der 
Einrichtungen für landwirtſchaftlichen Credit gewählt, find aber weit ent⸗ 
fernt, ihn in jeder Beziehung zur Nachahmung zu empfehlen. Wir wollen 
nicht mäkeln an den Begünſtigungen, welche der Staat den Unternehmern 
eingeräumt hat, und gönnen ihnen alle Vorthelle, die ſie daraus ziehen 
können, falls ſie nur wirklich leiſten, was ihre Mittel für die Hebung des 
landwirchſchaftlichen Credites vermögen. Aber ſchr bedenklich erſcheint uns 
die neueſte Phaſe, welche die Anftalt centraliſitt und in die Hände der 
Staatsbehörde gegeben hat. Schon find die Einleger in die Sparkaſſen 
Staatsgläubiger geworden, da die Sparkaſſen mit ihren verfügbaren Gel⸗ 


dern Renten kaufen müſſen. Unter Umſtänden könnte der Crédit foneier 
angehalten werden, Pfandbriefe zu verkaufen und das Geld nicht zu Dar⸗ 
lähen an Landwirthe, ſodern zu Rentenankäufen zu verwenden, d. h. in die 
Staatskaſſe abzuliefern. Der Finanzminiſter iſt doch auch ein Menſch; 
man ſollte ihn nicht fo ſehr in Verſuchung führen. 

Berichtigung. In Nummer 147, Seite 486, Spalte 1, Zeile 2 
von unten, iſt zu leſen: Geld beſtzern ſtatt Guts beſitzern. 


Rechtsfälle. 

Das Wolgaſter Schiff „die Eiche,“ Capitain W., war von Stettin 
nach Cette befrachtet. Es litt Havarie, mußte in Dünkirchen einlaufen, und 
nahm hier 5000 Thlr. auf Bodmerei. Bei der Weiterfahrt kenterte es 
noch im Canal in der Nähe von Shorham. Der Capitain und ſein Sohn 
ertranken, die übrige Mannſchaft rettete ſich nach Jerſey, das Schiff wurde 
nach Shorham aufgebracht. Nach der Nückkehr erhob der Steuermann des 
Schiffs Klage wegen ſeiner Heuer. Er forderte dieſelbe zunächſt von den 
Erben des Capitains W., weil dieſer ihm als Schiffer für die Heuer auf- 
kommen müſſe; in Subſidium nahm er die Rheder in Anſpruch, und ver⸗ 
langte, daß fie ihm ſolidariſch zur Zahlung verurtheilt würden. 

Die Wiſchen Erben beſtritten, daß der Schiffer überhaupt für die Heuer 
der Leute verhaftet ſei. Sie wendeten ferner ebenſo wie die Rheder ein, daß 
das Sch ff von letzteren abandonnirt worden. Der Werth der aufgebrachten 
Ladung und des Wracks würde ſchwerlich zur Deckung des Bergelohns und 
der Bodmereiforderung hingereicht haben. Darum hätten die Rheder gleich 
nach der eingetroffenen Nachricht von dem Schiffsbruche des Schiffs das 
Abandonnement notariell erklärt, und die Erklärung ihren Correſpondenten 
nach England geſchickt. In Folge deſſen ſei das Schiff dort auch condem⸗ 
nirt worden. Damit habe aber jeder Anſpruch des Klägers ihnen gegen⸗ 
über aufgehört. 

Das Gericht verwarf den Grundſatz, daß der Schiffer für die Heuer 
der Leute niemals perſönlich verpflichtet werde. Es nahm vielmehr an, daß 
wenn der Schiffer den Heuertontract in eigenem Namen, wenn auch im 
Auftrage der Rheder, abſchließe, er ſich dadurch perſönlich verpflichte. Es 
fand im vorliegenden Falle aber nicht erwieſen, daß der Kläger von dem 
Schiffer geheuert worden war. 

Den aus dem Abandon hergenommenen Einwand erachtete das Gericht 
gleichfalls nicht für begründet. Es erkannte allerdings für richtig an, daß 
die Rheder niemals über den Werth des Schiffes hinaus haften. Es for⸗ 
derte aber den Nachweis, daß der Werth des Schiffes durch die Forderungen 
ſolcher Gläubiger, die dem Kläger vorgehen würden, erſchöpft ſei. Die 
Heuerforderung komme ſogleich nach dem Bergelohn, und gehe namentlich 
der Bodmereiforderung vor. Sei nun das Schiff, wie die Beklagten ſelbſt 
angeben, mit Rückſicht auf die Bodmereiſchuld alfo den Bodmeriſten aban⸗ 
donnirt worden, ſo könne das dem Kläger nicht präjudiciren. Namentlich 
ſei der Kläger auch nicht verpflichtet, ſich mit feiner Forderung etwa an die 
Bodmeriſten ſelbſt verweiſen zu laſſen. 

Gleichwohl wies das Gericht den Kläger ab. Denn es nahm an, daß 
die Rheder den Schiffsgläubigern nicht ſolidariſch haften. Darin fand es 
gerade eine der Hauptänderungen, die die Seerechtspraxis in den civlliſtiſchen 
Grundſätzen hervorgebracht habe, daß Mittheder auch aus den von Dritten 
in ihrem Auftrage geſchloſſenen Verträgen nur nach Verhältniß ihrer Parten 
verpflichtet würden. Die Größe der Schiffsparten der einzelnen Beklagten 
hatte Kläger aber nicht angegeben. Es war ſogar ſtreitig, ob die Beklagten 
die einzigen Rheder ſeien. Sonach war das Gericht außer Stande, die 
Beklagten zu irgend einer beſtimmten Zahlung zu verurtheilen. 

(Redactionsanmerkung.) Wenn man einmal annimmt, wie das vorerwähnte 
Erkenntniß in Uebercinſtimmung mit allen Seerechten gewiß mit Grund thut, 
daß die Schiffsmannſchaft bei Schiffbrüchen u. ſ. w., ſo weit ſie nicht aus dem 
Geretteten ihre Befriedigung erlangen kann, der Gage verluſtig, — oder mit 
andern Worten, daß der Rheder nicht mit feiner fortune de terre, ſondern nur 
mit feiner fortune de mer haftbar iſt, ſo ſcheint es uns auch richtiger, inſofern die 
Trümmer des Schiffes oder der Erlös davon nicht in dem Vermögen des Rhe⸗ 
ders ſich befinden, die Schiffsmannſchaft unmittelbar an das Gerettete zu ver⸗ 
weiſen, ſtatt derfelben eine Klage gegen den Rheder zu geben, und den Letzteren 
mit dem Nachweiſe zu beſchweren, daß für die Schiffsmannſchaft nichts übrig 
geblieben ſei. In dem vorliegenden Falle nun hat, wie vorausgeſetzt werden 
muß, in rechtlich ſtatthafter Weiſe ein Abandon ſtattgefunden. Nach unſerer 
Anſicht würde daher der klagende Steuermann ſich bei dem in England einge⸗ 
leiteten Verfahren haben anmelden und ſeine Befriedigung aus dem Erlöſe des con⸗ 
demnirten Schiffes haben fordern müſſen. Er würde auf dieſem Wege ſeinen Zweck 
erreicht haben, da — ſoviel wir wiſſen — auch in England der Grundſatz gilt, 
daß die Gage der Schiffsmannſchaft der Bodmerei vorgeht; der Rheder da⸗ 
gegen befand ſich nicht in der Lage, in jenem Verfahren die Anſprüche der 
Schiffsmannſchaft geltend zu machen. Nach unſerer Anſicht würde alſo die Klage 
des Steuermanns gegen den Rheder definitiv zurückzuweiſen geweſen ſein, wäh⸗ 
rend ſie von dem Gerichte nur aus einem formellen Grunde abgewieſen worden 
iſt, und, wenn unter Verbeſſerung des gerügten Mangels erneuert, zur Verur⸗ 


theilung des Verklagten führen wird. Alsdann muß aber der Rheder zunächſt 
aus ſeiner fortune de terre zahlen, und es iſt ſehr zweifelhaft, ob er einen Weg 
finden kann, um von dem Bodmeriften den Betrag einzufordern, welchen dieſer 
wegen der Nichtanmeldung des Steuermanns zu viel erhalten hat. Wir wollen 
natürlich mit dieſer Bemerkung keinen Tadel gegen das erkennende Gericht aus⸗ 
ſprechen, da die Nichtberückſichtigung des von uns angedeuteten Geſichtspunktes 
möglicherweife in einem mangelhaften Vortrag der Sache Seitens der Partei 
ihren Grund haben kann. 


L. betet r Tant 
Beitrage zu einigen Fragen über die Verhältniſſe der neutralen Schifffahrt in 
Kriegszeiten von Dr. C. W. Aſher. Nebſt einer Sammlung der amtlichen 
Verordnungen und Erklärungen über das Verhalten der neutralen Schifffahrt 
und Handels während des gegenwärtigen Krieges. 

Der geehrte Verfaſſer, welchem der Vorwurf gemacht werden muß, 
daß er uns viel zu ſelten Gelegenheit giebt, ſeine Thätigkeit anzuerkennen, 
hat in obigem Buche Aufſätze zuſammengeſtellt, welche er bereits im Ham⸗ 
burger Correſpondenten veröffentlicht hatte, und denſelben die Documente 
beigefügt, welche die neueſte Zeit bezüglich einer der wichtigſten Fragen her⸗ 
vorgerufen hat. Die Arbeit weiſt auf die Nothwendigkeit ciner endlichen 
geſetzlichen Feſtſtellung von Verhältniſſen hin, die das Wohl oder Wehe 
zahlreicher Claſſen von Staatsbürgern aufs tiefſte berühren. Eine gedeihliche 
Löſung läßt ſich aber nach des Verfaſſers Ausſpruch nur dann erwarten, 


Verſicherungsweſen. i 


Seeverſicherung. 


III. Erfag des Schadens. 

Nachdem die weſentlichen Punkte des See⸗Verſicherungs⸗Vertrags her 
vorgehoben worden find, müſſen wir nunmehr zu einer ſpecicllen Betrachtung 
desfenigen Verfahrens übergehen, welches eintritt, ſobald ein Schaden oder 
Verluſt ſtattgefunden hat, deſſen Erſatz geleiſtet werden ſoll. Dieſe Be⸗ 
trachtung zerfällt nach einer der Natur der Sache entnommenen Eintheilung 
in 6 Abtheilungen, welche folgende Bezeichnung erhalten können: 

1. Anzeige des Schadens. 

2. Nachweiſung des Schadens. 

3. Feſtſtellung des Schadenbetrags. 

4. Zahlung der Entſchaͤdigungsſumme. 

5. Verjährung des Rechts auf Schadenerſatz. 

6. Gerichtliches Verfahren. 

Anzeige des Schadens. Andienung. Sobald ein Schaden 
oder Verluſt ſtattgefunden hat, deſſen Erſatz angeſprochen werden ſoll, muß 
dieſer Schaden von dem Verſicherten dem Verſicherer zunächſt angezeigt 
— angedient — werden. — H. P. §. 128. B. V. B. 8. 56, 62. S. 1. 

Hinſichtlich der Formalitäten dieſer Anzeige iſt erforderlich, daß 
dieſelbe 

ſchriftlich — H. P. §. 128. B. V. B. §. 56 — und 

zur gehörigen Zeit erfolgt. — H. P. §. 129. B. V. B. 8. 73. 

Die Vorſchriften über die Zeit, innerhalb welcher die Anmeldung erfolgen 
muß, ſind an den verſchiedenen Orten verſchieden. Der Hamburger Plan ſetzt 
dieſe Zeit feſt: bei Reifen innerhalb Europa auf 1 Jahr, bei Rei en außerhalb 
Europa auf 2 Jahre nach dem Tage des Unglücks. Die Bremer Verſicherungs⸗ 
bedingungen dagegen beſtimmen dieſelben im erſten Falle auf 18 Monate, im 
zweiten aber auf 2 Jahre. — H. P. §. 129. — B. V. B. 6. 73. 

Die Unterlaſſung der Anmeldung innerhalb der vorgeſchriebenen Zeit 
hat ſtets den Verluſt des Entſchädigungs⸗Anſpruchs zur Folge. — H. P. 
§. 129. B. V. B. b. 73. 2 N 

Der H. P. 8. 128 legt dem Verſicherer ausdrücklich die Verpflichtyng 
auf, den Empfang der Andienung zu beſcheinigen. 

Nachweiſung des Schadens. Zur Geltendmachung des Er⸗ 
ſatzanſpruchs genügt aber nicht allein die Anzeige des Schadens, ſondern 
der Verficherte muß auch nach weiſen, daß ein Schaden wirklich 
ſtattgefunden hat, beziehungsweiſe fein Inter eſſe. — H. P. 8. 131, 
133 u. 136. B. V. B. F. 57. Vergl. auch H. P. 8. 114. S. 1. 

Der Hamburger Plan F. 133 verlangt auch weiter noch den Beweis 
der Verladung. 

Handelt der Verſicherte als Beauftragter einer dritten Perſon, fo 
hat er nicht allein den Schaden beziehungsweiſe das Intereſſe ſeines Kom⸗ 
mittenten nachzuweiſen, ſondern auch ſeinen Auftrag darzuthun 
durch Vorlage des Ordre⸗Briefs ꝛce. — H. P. 8. 131 und 132. B. V. 
B. F. 57, 43. S. 2. 1 we 

Um den erlittenen Schaden genügend nachzuweiſen, iſt erforderlich, daß 
die anfgemachten Dispachen dem Verſicherer in Original oder in vidi⸗ 
mirter Co pie vorgelegt werden. Dispachen ⸗Extracte genügen nur mit 
beſonderer Genehmigung des Verſicherers. — H. P. 9. 134. 

HM ein Schiff verſchollen, fo kann der Verſicherer für die gezeichnete 
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wenn bei einer neuen Geſetzgebung die Grundanſicht gänzlich aufgegebei 
wird, die bisher maßgebend geweſen iſt, daß Seeverkehr und Seehandıun 
feindlicher Staaten anders betrachtet und behandelt werden müſſen, al 
Handel und Verkehr zu Lande, daß ſie dort eben als Sache des Staate 
nicht wie hier, als Sache der Unterthanen angeſehen, und daß ſie desha 
dort den Maßregeln der Kriegsgewalt ausgeſetzt werden, während fie hie 
grundſätzlich wenigſtens, davon verſchont bleiben. Da alle wiſſenſchaftliche 
Forſchungen vergeblich ſein werden, bevor nicht die größeren Staaten ü 
dieſen Punkt einig geworden ſind, ſo ſchlägt der denn U einen Congr 
vor, von dem er mit Recht ſagt, daß er von dem Segenszurufe Alle 
begleitet ſein werde. Die Schwierigkeit wird in dieſem Augenblicke nu 
darin beſtehen, daß die Machte, welche einander feindlich gegenüber 
ſtehen, ſich ſchwerlich zu einem Congreß vereinigen werden und daf 
ſelbſt wenn ein Waffenſtillſtand oder Friede dieſe Schwierigkeit beſeitige 
würde, im Falle eines Krieges die Beſtimmungen des Congreſſes doch nich 
gehalten würden, wie die Löcher beweiſen, welche jederzeit in die Theorie de 
Völkerrechtes und Kriegsrechtes geſchoſſen werden, aus dem einfachen Grund 
daß es an einer Macht fehlt, welche dem Geſetz Geltung zu verſchaffekel 
Neigung oder Macht hat, welches ein Congreß vereinbaren könnte. 0 
Wenn wir aber auch unmittelbaren Erfolg uns von einem Congre ſte 
und ſeinen Beſchlüſſen kaum zu verſprechen wagen, ſo ſind wir doch fig 
denfelben ebenſo wie für jede andere Maßregel, welche geeignet iſt, das Recdie 
klar zu machen und das Rechtsbewußtſein zu wecken, welches ein ſtens vic ein 
leicht die Kriege ſelbſt zur Unmöglichkeit macht. ha 
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Summe, ſei es auf Casco, Ladung, Fracht oder anderes Intereſſe in Anda 
ſpruch genommen werden. — H. P. §. 120. B. V. B. F. 66. — Allic 
verſchollen wird ein Schiff angeſehen, welches von dem Tag gerechne de 
an welchem daſſelbe den Abgangshafen verlaſſen hat, innerhalb einer bild 
ſtimmten Friſt ſeinen Beſtimmungsort nicht erreicht hat und von welcher B 
bis zu jener Friſt keine Kunde zu erlangen war. — H. P. H. 120. Eve 
V. B. F. 66. — In einem ſolchen Falle hat der Verſicherte zur B. A 
gründung ſeines Anſpruchs durch obrigkeitliche Atteſte nachzuweiſen: te 
An welchem Tage das Schiff vom Abgangshafen im See gegange E 
— H. P. F. 120. B. V. B. F. 66. v. 
Daß das Schiff zur beſtimmten Zeit nicht angekommen iſt; — H. Nde 
$. 120. B. V. Be des D 
Nach den B. V. B. F. 66 hat der Verſicherte außerdem noch eil a 
Erklärung darüber abzugeben, daß ihm ſonſt keine Kunde von dem vel re 
fiherten Gegenſtande zugekommen if. Der H. P. §. 120 verlangt 18 
dieſer Beziehung, jedoch nur bei Cascoverſicherungen, eine an Eidesſtatt z 
gebende ſchriftliche Erklärung des Verſicherten, wann ihm die letzte Nach v 
richt vom Schiff zugekommen iſt. € 
Für das Verſchollenſein beſtimmt der H. P. $. 120 folgende Friſtent 
für europäiſche Reiſen innerhalb der Oſtſee, und der Nordſee bis Bergen, und h 2 
Gibraltar 4 Monate; für andere europätſche Reifen und jenſeits Gibraltar, fü x 
Reifen nach und von Nordamerika und Weſtindien 6 Monate; für Reifen nal 
und von der mexikaniſchen Küſte und Braſilien 8 Monate; für Reifen bis un 
von dem La Plata⸗Strome und dem Cap der guten Hoffnung 9 Monate; fi \ 
Reifen nach und von jenſeits des Cap der guten Hoffnung und des Cap Hot { 
14 Mon ate; Reifen von und nach andern Platzen im entſprechenden Berhältnifl 
Die B. V. B. F. 66 ſetzen nachſtehende Friſten feft: für europäiſche Reiſe 
nördlich bis Bergen oder St. Petersburg, und ſüdlich bis Gibraltar 6 Mi, 
nate; doch wird bei Reifen im Winter nach und von der Oſtſee der Termin uf | 
2 Monate verlängert; für desgl. über dieſe Häfen hinaus, nördlich bis Archang? 
und ſüdlich mit Einſchluß der canariſchen Inſeln, des Mittelländiſchen und Dt 
Schwarzen Meeres 8 Monate; für Reifen nach oder von den Vereinigten Sta ! 
ten von Nordamerika und den weſtindiſchen Inſeln 8 Monate; für desgl. na! 
und von Canada, der Oſtküſte von Mexico und von Südamerika bis Rio Gran! | 
do Sul 10 Monate; für desgl. nach oder von dem La Plata⸗Strome und na 
oder von der Weſtküſte von Afrika bis zum Cap der guten Hoffnung 10 M 
nate; für desgl. über das Cap der guten Hoffnung und Cap Horn hinaus, f \ 
lich bis Java und weſtlich an der amerikaniſchen Küſte bis Mazatlan 14 M. 
nate; für desgl. nach und von allen noch entfernteren Häfen 16 Monate; f 
Reiſen auf den Robbenſchlag und Wallfiſchfang nach der Oſtküſte von Grü 
land und nach Spitzbergen und zurück 12 Monate; für desgl. desgl., nach de 
Weſtküſte von Grönland und der Davisftrage und zurück 15 Monate; für des! 
nach dem ſtillen Ocean und zurück 20 Monate. 
Die Termine für Reifen von und nach andern Häfen als der Weſer werd! 
im entſprechenden Verhältniſſe und mit Rückſicht auf die jedesmal obwaltend⸗ 
Umſtände angenommen, und ebenfo wird verfahren, wenn nach Abgang ein! 
Schiffes noch Nachricht von demſelben eingegangen iſt, in welchem Falle de 
Ort, an welchem es zuletzt unzweifelhaft noch exiſtirt hat, als Abgangsplatz 1 
Berechnung der vorſtehenden Feiſten zum Grunde gelegt wird. 


iſt; 
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e Bei Reiſen von Dampfſchiffen find die verſchiedenen Friſten zur Hälfte an⸗ 


me men. i ' 

Die B. V. Bf 66 am Schluß beſtimmen noch weiter, daß wenn 
ach bereits geſchehener Einzahlung der Verſicherungsſumme Seitens der 
erſicherers der als verloren angenommene Gegenſtand ganz oder theilweiſe 
pieder zu Tage kommt, der Verſicherte das empfangene Geld dem Ver⸗ 
cherer zurückzuzahlen und dagegen etwaige Anſprüche für partiellen Scha⸗ 


0 en abzurechnen hat. 

fe (Fotſetzung folgt.) 

ui u 

10 Lebens- und Renten-⸗Verſicherung. 

je Actien-Geſellſchaften und Gegenſeitigkeits⸗Anſtalten. 
0 (Eingeſandt. Fortſetzung.) 


de Wird eine Anſtalt durch Vorfälle der am Schluſſe des vorigen Arti⸗ 
feakels erwähnten Art — abnehmende Benutzung, ungewöhnliche Sterblichkeit, 
Beldverluſte — zu dem Entſchluſſe gebracht, ihre Geſchaftsthätigkeit einzu⸗ 
reſtellen, fo wird fie zwei Wege haben, ſich ihrer Verbindlichkeiten gegen die 
fü Verſicherten zu entledigen. Sie wird nämlich entweder die Werthe, welche 
die ſämmtlichen noch laufenden Verſicherungen im Augenblicke der Geſchafts⸗ 
icin ſtellung haben, die Zeitwerthe dieſer Verſicherungen und danit das Gut⸗ 
haben, welches jeder Verſicherte an die Anſtalt hat, zurückzahlen müſſen, 
oder ſie wird die Erfüllung der auf die noch laufenden Verſicherungen über⸗ 
nommenen Verbindlichkelten bis zum Ablaufe aller dieſer Verſicherungen zu 
gewährleiſten haben. Da wir unter dem Betriebscapital dasjenige Capital 
verfichen, welches zur Zahlung der fälligen und zur Deckung der laufenden 
Verbindlichkeiten beflimmt iſt, ſo wird bei rationeller Feſtſtellung deſſelben 
ludas zur Deckung der auf die laufenden Verſicherungen beſtehenden Verbind⸗ 
Allichkeiten erforderliche Capital durch die Summe der Zeitwerthe aller laufen⸗ 
ie den Verſicherungen dargeſtellt werden. Wenn alſo eine Anſtalt ihre Ge⸗ 
biſchäftsthätigkeit zu einer Zeit einſtellt, in welcher das Betriebscapital dieſen 
er Betrag nicht erreicht, ſo werden die zur Zeit noch Verſicherten nicht ihr 
Avolles Guthaben, ſondern nur einen Theil deſſelben zurückerhalten. Eine 
5, Anſlalt aber, bei welcher die Möglichkeit vorliegt, daß die bei ihr Verſicher⸗ 
ten einen größeren oder geringeren Theil des durch die von ihnen entrichteten 
ge Einzahlungen aufgebrachten Geldwerths ihrer Verſicherungen verlieren können, 
verdient den Vorwurf der Unfolidität, denn die Verſicherten ſind in 
Jder Regel keine Capitaliſten, die ihr Geld in einer Verſicherungsanſtalt auf 
ie Gefahr von Verluſten hin vortheilhaft anlegen wollen, ſondern Perſonen 


ein aus der weniger bemittelten Claſſe, die in dem ehrenwerthen Streben, durch 
per rechtzeitige Erſparniſſe für ihre 


Zukunft oder für die Zukunft Anderer mit 
1 Sicherheit zu ſorgen, ſich bei einer ſolchen 


Anſtalt betheiligen. 
J ur Solidität ein er Anſtalt iſt es alſo unerläßlich, daß 
dom Enkſtehen derſelben bis zu deren Ende das in unſerem 
Sinne alljährlich aufs 


Neue feſtzuſtellende Betrieböcapi- 
en tal ſſtets vollſtändig vorhanden ſei, 


und daß neben dieſem 
Hg Betriebscapital noch ein zur Deckung unvorhergeſehener 
fi Ausfälle hinreichender Sicherheitsfond beſteh e. 
al Von dem Augenblicke an, wo dieſer hi ori erſchöpft iſt, Fehlt 
un der betreffenden Verſicherungsanſtalt jede innere Berechtigung zur Fortſchung 
fi ihres Geſchäftes; dieſelbe muß, wenn fie einen hinreichenden Sicherheitsfonds 
nicht wieder aufzubringen vermag, ihre Auflöſung durch Zahlung ſämmt⸗ 
vn fer Berbindlchkeiten bornchmen. 
if Durch ſofortige baare Auszahlung des zur Zeit beſtehenden Guthabens 
iſe der ſämmtlichen Verſicherten an dieſe wird nun zwar die Bank ihre Ver⸗ 
Mi pflichtungen gegen die Verſicherten ehrlich erfüllt haben, doch werden die 
u Letzteren ſich in ihrer Erwartung getauft fehen : die Zwecke, zu denen fie 
ng Verſicherungen genommen haben, zu erreichen. Welche Nachtheile hierdurch 
d den Verſicherten entſtehen tönnen, wird man erſt dann richtig beurtheilen, 
wenn man ſich vergegenwärtigt, daß die Verſicherungsanſtalten in der Regel 
na nur geſunde Perſonen zur erſicherung annehmen, ſo daß alſo nach ihrem 
anf Eintritte in eine Verſicherungsanſtalt Erkrankte bei Auflöſung dieſer Anſtalt 
nd keine Ausſicht auf eine nechmalige Annahme zur Verſicherung haben wür⸗ 
N den und daß die Dividendenanſprüche der jüngern Mitglieder bei faſt allen 
9 Verficherungsanftalten zum Vortheile der älteren Mitglieder beſchränkt ſind. 
0 Angeſichts dieſer Uebelſtände wird man uns zugeben, daß nur die ⸗ 
17 jenigen Verſicherungsanſtalten für zweckmäßig eingerichtet 
gelten können, welche die Erfüllung der auf die noch laufen⸗ 
S den Verſiche rungen übernommenen Ver binblichkeiten bis 
D zum Ablaufe aller dieſer Verſtcherungen gewährlerſten. 
650 Aus denſelben Gründen aber, aus denen bei der Entwicklung einer 
Anſtalt und. fo lange bis eine gewiſſe Anzahl von Verſicherungsverträgen 
rd abgeſchloſſen iſt, die Sſcherſicllung der Vaſicherten nur durch einen hintei« 
ud“ chenden Sicherheitsfonds gegeben werden kann, muß auch bei Abwidelung 
ur der auf die 2 Verſicherungen beſtehenden Verbindlichkciten Deckung 
de durch einen Sicherheitsfonds gegeben werden. 0 
L ur wird alfo eine Anfalt, welche es ſich zur Pflicht 
gemacht hat, die laufenden Verſicherungen unter allen Um» 
ſtänden zu Ende zu führen, die fernere Annahme neuer Ver⸗ 
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ſicher ungen nicht von der gänzlichen Aufzehrung ihres 
Sicherheitsfonds abhängig machen dürfen, ſondern von 
derſelben in dem Augenblicke abſehen müffen, wo der Si: 
cherheitsfond bis auf ein ſtatutenmäßig feſtzuſtellendes 
Minimum zuſammengeſchmolzen iſt. 

Für die Feſtſtellung dieſes Minimums fehlen alle Grundlagen, welche 
auch für genaue Beſtimmung des zur jederzeitigen Sccherſtellung der 
Verſicherten erforderlichen Betrages des Sicherheitsfonds nicht vorhanden ſind. 

Während wir alſo die Ueberzeugung erlangt haben, daß eine in 
unſerem Sinne zweckmäßig eingerichtete Verſicherungs⸗ 
Anſtalt für das Einhalten der von ihr übernommenen Ver⸗ 
bindlichkeiten vom Augenblicke ihres Entſtehens an durch 
einen Sicherheitsfond Garantie leiſten und zugleich einen 
die vertragsmäßige Abwickelung der laufenden Verſiche⸗ 
rungen garantir enden Minimalwert dieſes Fonds anneh⸗ 
men muß, ſind wir doch nicht im Stande geweſen, einen ſicheren Anhalt 
zu der den verſchiedenen Intereſſen der Anſtalt entſprechenden Feſtſtellung 
der für den Sicherheitsfond und für dieſen Minimalwerth auszuwerfenden 
Beträge zu gewinnen. Daraus aber ergiebt ſich die Nothwendigkeit: dieſe 
Beträge ſo hoch anzunehmen, daß über die ſtete Deckung 
der von einer Anſtalt übernommenen Verbindlichkeiten 
keine Zweifel erhoben werden können, dabei aber ſolche 
Einrichtungen zu treffen, daß ein fo hoch gegriffener Sicher⸗ 
heitsfond ohne unverhältnißmäßige Opfer für die Ver⸗ 
ficherten hergeſtellt werde. 

Wir haben es in dem Vorhergehenden unerwähnt gelaſſen, daß, wenn 
die Garantie für das Einhalten der von einer Anſtalt eingegangenen Ver⸗ 
bindlichkeiten durch die Verſicherten ſelbſt geleiſtet werden fol, dies auch 
dadurch geſchehen kann, daß den Verſicherten die Pflicht auf⸗ 
erlegt wird, zum Erſatze eines durch unvorhergeſehene 
Ereigniffe entſtehenden Deficits nach Verhältniß ihrer 
Verſicherungen beizuſteuern. Eine ſolche Verpflichtung 
jedoch kann von den Verſicherten überhaupt nur dann Über 
nommen werden, wenn das Riſico des Einzelnen durch die 
große Zahl der Betheiligten gemindert wird; daher macht 
auch das Beſtehen derſelben weder beim Entſtehen einer 
Verſicherungsanſtalt noch bei Abwicklung der Geſchäfte 
einer in der Auflöſung begriffenen Anſtalt das Vorhanden⸗ 
ſein eines Sicherheitsfonds überflüſſig. 

Wenn nun aber bei Annahme veränderlicher Prämien von Bil- 
dung eines Sicherheitsfonds nicht abgeſehen werden kann, fo wird durch 
dieſes Syſtem eine weſentliche Erſparniß für die Verſicherten nicht zu erzielen 
ſein, und man wird es uns nicht verargen, wenn wir auch in der Folge 
das Syſtem der feſten Prämienzahlungen, welches den Verſicherten die 
Gefahr der Nachzahlungen nicht aufbürdet, bei allen zweckmäßig ein⸗ 
gerichteten Verſicherungsanſtalten ſtillſchweigend vorausſetzen. 

Um nun ein Urtheil darüber zu gewinnen, welche Einrichtungen getroffen 
werden müſſen, damit ein die Erfüllung aller von einer Anſtalt eingegan⸗ 
genen Verbindlichkeiten gewährleiſtender Sicherheitsfond ohne Opfer für die 
Verſicherten hergeſtellt werde, wollen wir uns zunächſt darüber Rechenſchaft 
geben, von welchen Einrichtungen überhaupt ein Einfluß auf das für alle 
einzelnen Verſicherten mehr oder minder günflige Verhältniß zwiſchen 
dem Werthe ihrer Verſicherungen und der auf dieſe geforderten Beiträge 
ausgehen kann. 

Die Grundbedingungen für eine verhällnißmäßig möglichſt billige Be⸗ 
ſteuerung der Verſicherten ſind: daß die Prämienbeträge im Verhältniß zu 
den entſprechenden Veſicherungsbeträgen möglichſt gering find; daß die von 
den Verſicherten eingezahlten Gelder zu einem möglichſt hohen Zinsfuße 
angelegt werden; daß ein möglichſt geringer Theil derjenigen Ueberſchüſſe, 
welche in Folge von Abweichungen zwiſchen der wirklichen und der aus den 
bei Berechnung der Tarife benutzten Sterblichkeits tabellen hervorgehenden 
Sterblichkeit, in Folge einer willkührlichen Erhöhung der dieſen Sterblichkeits⸗ 
tabellen entſprechenden Prämien, und in Folge der Bewirthſchaftung der 
Bankfonds zu einem höheren als dem bei der Tarifberechnung angenommenen 
Zinsfuße verblieben ſind zur Bildung des Betriebstapitals und des Sicher 
heitsfonds, ſowie zur Beſtreitung der Verwaltungskoſten aufgewendet wird, 
damit ein deſto größerer Theil dieſer Ueberſchüſſe dem Dividendenfond der 
Verſicherten zufließt; daß endlich die dieſem Dividendenfond überwieſenen 
Gelder bald möglichſt an die Verſicherten ausgezahlt werden. Durch Erfül⸗ 
lung dieſer Grundbedingungen wird nun zwar eine billige Beiſteuer für die 
ganze Maſſe der Verſicherten erzielt werden, aber in Nuckſicht auf die 
einzelnen Verſicherten iſt der Zweck erſt dann erreicht: wenn das Ver⸗ 
bältniß zwiſchen dem zur Bildung des Sicherheitsfonds, ſowie zur Be⸗ 
ftreitung der Verwaltungskoſten aufgewendeten Theil der im Borfiebenden 
bezeichneten Ueberſchüſſe und den verſicherten Beträgen ein feſtes, alſo von 
der Entwickelung der Anſtalt gänzlich unabhängiges ii, denn nur dann 
werden den im Anfange verſicherten Perſonen großere Loſten als den fpäter 
hinzutretenden nicht aufgebürdet; und wenn die an die Verſicherten zurück⸗ 
fließenden Ueberſchüſſe nach richtigen Grundſatzen, d. h. fo vertheilt werden, 
daß die in dem einen Alter oder nach der einen Verſicherungsart Merficher- 
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ten ſich nicht auf Koſten der in einem anderen Alter oder in anderer Art 
Verſicherten bereichern. Es hängt demnächſt eine möglichſt billige Beſteuerung 
aller einzelnen Verſicherten von den Grundſätzen ab, welche die Ans 
ſtalt für die Tarifberechnung, die Geldbewirthſchaftung, die Bildung des 
Betriebscapitals und des Sicherheitsfonds, die Aufbringung der Verwaltungs⸗ 
koſten und die Dividendenvertheilung angenommen hat. 

In gleicher Weiſe wie die Feſtſtellung des Betriebscapitals einer An⸗ 
ſtalt von den für Bildung des Sicherheitsfonds von derſelben angenommenen 
Grundſätzen unabhängig iſt, findet auch zwiſchen dieſen letzteren Grundſätzen 
und den Grundſätzen für die Vertheilung der Dividenden unter die Ver⸗ 
ſicherten ein unmittelbarer Zuſammenhang nicht ſtatt; dagegen werden die 
Grundſätze für die Tarifbeſtimmung, für die Geldbewirthſchaftung und für 
die Aufbringung der Verwaltungskoſten mit Rückſicht auf die Art, wie der 
Sicherheitsfonds gebildet iſt, feſtgeſtellt werden müſſen. 

Wir behalten uns daher vor, wie wir es in Bezug auf die Feſtſtellung 
des Betriebscapitals bereits gethan haben, auch über die Vertheilung der 
Dividendenantheile der Verſicherten in einem ſpäteren Auflage zu ſprechen 
und wollen hier nur die Frage erörtern: in welcher Weiſe die Bil- 
dung des Sicherheitsfonds geſchehen müſſe, damit die In⸗ 
terefſen der Verſicherten in jeder Beziehung, alſo außer 
durch möglichſt geringe Beiſteuer zum Sicherheisfond auch 
durch eine für alle einzelnen Verſicherten vortheilhafte Art 
der Tarifberechnung, der Geldbewirthſchaftung und der 
Aufbringung der Verwaltungskoſten gewahrt werden. 

(Fortſetzung folgt.) 


— Secaſſecuranzen find in Bremen geſchloſſen worden: 
in 1847 im Belaufe von Louisdo'or 29,401,735 


1848 „ 22,680,300 
1849 " 24,898,000 
1850 1 26,712,814 
1851 " 30,674,000 
1852 " 30,632,155 
1853 u 36,222,810 


— Der Gerichtshof von Douai hat gegen den Verſicherer entſchieden, 
welcher subi20. Febr. 1854 einen jungen Mann gegen Militärdienſt in der 
Weiſe verſichert hatte, daß er ſich verpflichtete, im Falle ihn das Loos treffe, 
einen Erſatzmann zu ſtellen. Der Verſicherer hatte eingewendet, daß zur Zeit 
der Verſicherung nur eine Aushebung von 80,000 Mann angekündigt 
war, während durch Geſetz vom 13. April eine ſolche von 140,000 Mann 
angeordnet wurde. Der Gerichtshof ſtützt ſein Urtheil darauf, daß keinerlei 
Vorbehalt in der Police ſtattgefunden hat, und daß Angeſichts des beim 
Abſchluß bereits eingetretenen Kriegszuſtandes die Möglichkeit der größeren 
Aushebung berechnet werden konnte. 

— Der Rechenſchaftsbericht, welcher von der ſächſiſchen Renten verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft für das Jahr 1853 veröffentlicht worden iſt, zeigt etne aber⸗ 
malige Ausdehnung dieſes intereſſanten Inſtitutes. 

Die im Jahre 1853 gebildete 13. Jahresgeſellſchaft beſleht aus 1452 
Einlagen, nämlich 157 vollſtändigen, à 100 Thlr., und 1295 Stückeinlagen 
mit 38,055 Thlr. Nachzahlungen auf ſämmtliche beſtehende Jahresgeſell⸗ 
ſchaften wurden 10,946 Thlr. geleiſtet, ſo daß ſich dieſelben einſchließlich der 
im vorigen Jahre gutgeſchriebenen Renten von 4611 Thlr. um 15,557 Thlr. 
erhöht, und 130 Einlagen ihre Erfüllung erreicht haben. Die Erträgniſſe 
der Capitale der Anſtalt, welche 1852 4 9% ertrugen, find trotz des Rück⸗ 
gangs des Zinsfuſſes nur auf 430 % vermindert. Der Geſammtüberſchuß 
des Jahres 1853 betrug 6872 Thlr., und der ſeit Beſtehen der Anſtalt iſt 
dadurch auf 52,290 Thlr. gebracht. 

Ende 1853 beſtand das Rentencapital aus 493,666 Thlr. 


der Conto der Erbklaſſen aus 31,472 „ 

„ „ des Leibrentenfonds aus... 21,943 „ 

der Reſervefond aruᷓ n W 60,555 „ 
Die Durchſchnittsrente der Erbklaſſen iſt 8 Thlr. 10 Sgr. 1½ Pf. 


und genießen 

Einlagen: 93 41 50 60 45 32 29 14 

Renten von 284.15½ 6.— 7.— 8.114 9.4½ 10.— 11-12 16˙8 
bis „5. 29½ 6.26 ½ 7.28 8.25 9.26 10.26 15.10 24.24 


LU — ———n 


Anzeigen. 


Bekanntmachung. 

Vom Königlich Norwegiſch⸗Schwediſchen Gonfulate hieſelbſt iſt der Han⸗ 
delskammer die Mittheilung zugegangen, daß in Gemäßheit eines Norwegiſchen 
Geſetzes d. d. Chriſtiania, den 20. September 1845, ausländiſche Schiffe bei 
ihrer Ankunft in Norwegen mit einem gehörigen Verzeichniſſe ihrer Waaren, 
Schiffsproviſionen und anderer Schiffsbedürſniſſe verſehen fein müſſen, widri⸗ 
genfalls die Capitaine einer Geldſtrafe verfallen. Ein Auszug aus dem gedach⸗ 
ten Geſetze iſt nebſt einem Formular des Waarenverzeichuiſſes an der Canzlei 
im Hauſe Schütting einzuſehen. 

Bremen, den 4. Auguſt 1854. 


Die Handelskammer. 
— — ————— — SAN N STE — 


Bekanntmachung. d 

Einer vom Senate der Handelskammer mitgetheilten Anzeige der K. 4 5 
Oeſterreichiſchen Geſandtſchaft bei den freien Hanſeſtädten zufolge, iſt dur 
Erlaß des Handels⸗ und Finanzminiſteriums vom 31. Mat 1854 die Ausful 
von Waffen und Munition über die Oeſterreichiſche Staatsgrenze nach den ru 
ſiſchen und Osmaniſchen Staaten, ſowie die Durchfuhr derſelben Gegenftänl 
durch das Oeſterreichiſche Staatsgebiet nach jenen beiden Staaten verboten. 
Der Erlaß ſelbſt liegt an der Canzlei im Schütting zur Einſicht bereit. 

Bremen, den 4. Auguſt 1854. 0 1 
Die Handelskammer. 


Bekanntmachung. 
Das correſpondirende Publikum wird hierdurch benachrichtigt, daß vo 


nun an 
nach Carlshafen 
„mit dem 2. und 3. Zuge; 1 
nach Caſſel und den darüber hinausliegenden Orten des Kurfürſtenthums Heſſe 
mit dem 1., 2. und 3. Zuge 
Briefe, Proben und Kreuzbandſendungen vom unterzeichneten Ober⸗Poſtam 
befördert werden können. 
Bremen, den 7. Auguſt 1854. . 
Fürſtl. Thurn u. Tax. Ober⸗Poſtamt. 
Rleke. 


Bekanntmachung. 
In Folge der um einen Tag ſpäter als bisher ſtattfindenden Abfertigung 
der Engliſch⸗Oſtindiſchen Ueberlandpoſt von London, iſt die Briefannahme i 
Bremen für dieſe Poſt um einen Tag weiter hinaus zu ſchieben. Die Auf; 
lieferung der Correſpondenz nach 
Oſtindien und China via Marſeille 
kann daher künftig bis zum 
7. und 23. jeden Monats 
beim unterzeichneten Ober⸗Poſtamte erfolgen. 
Bremen, den 7. Auguſt 1854. 
Fürſtl. Thurn und Taxiſches Ober⸗Poſt⸗Am 
Rieke. 
Bekanntmachung. 
Das Bremer Poſt⸗Dampfſchiff Germania wird 
am Freitage, dem 18. Auguſt e., - 
von Bremerhaven nach Newyork abgehen und findet die An 
nahme der, mit demſelben zu verſendenden Briefe und Zeitungen 
nach den Vereinigten Staaten von Amerika 
und nach Californien 
bis Donnerſtag, dem 17. Auguſt e., 
. Abends 7 Uhr, 3 
auf dem unterzeichneten Stadt⸗Poſt⸗Amte ſtatt. 


Bremen, den 10. Auguſt 1854. 
2 Stadt⸗Poſt⸗Amt. 
(Offene Stellen.) Eine bedeutende Verſicherungsgeſellſchaft in einer be 


deutenden Stadt des nordweſtlichen Deutſchlands ſucht zwei höhere Beamte 
Näheres auf kranco Anfragen, welche mit der Bezeichnung A. B. C. Nr. 314 


bei der Expedition dieſes Blattes einzureichen ſind. 


In unterzeichneten und in allen Buchhandlungen iſt zu Haben: 
x (Sehr compendiös zweckmäßig und wohlſeil ift:) g 
De Geographiſches Wörterbuch oder neues 


Comptoir⸗, Poſt⸗ und 


“ * 
Zeitungs⸗Lexicon, 
worin man auf die ſchnerlſte Weiſe über 3000 Städte, 
Marktflecken, Badeorte, Meere, Flüſſe, wie auch alle Erdtheile, 
Länder und Staaten, nach alphabetiſcher Ordnung auffirden kann Ein 
nützliches Buch für Kaufleute, Poſtbeamte, Zeitungsleſer und Ge 

ſchäftsmänner. Herausgegeben von J. Weber. 
Zweite Ausgabe. — Preis nur 15 Sgr. 

“ Diefer nach den neueſten Zuſtänden bearbeitete, geographiſche Rathgebel 
ſollte zur Geſchäfts⸗Erleichterung in keinem Bureau, keinem Comptoir fehlen. 
— Lage, Einwohnerzahl, Produkte und Regierungsform iſt bei jedem Orte be 
merkt. — Dazu Größe und Einwohnerzahl der 3 Kaiſerreiche, 17 Königreiche, 
6 Großherzogthümer und 7 Republiken. 

In Bremen bei J. G. Heyſe — Hamburg bei Niemeyer — No: 
ſtock in der Stiller 'ſchen Hofbuchhandlung — Hannover in der Hahn: 
ſchen Hofbuchhandlung vorräthig. 


... . ::.. —: .. VE EAMEEEE 
Soeben iſt in meinem Verlage erſchienen und in allen Buchhandlungen zu haben 


Das Intereſſe Deutſchlands 
an de 


großen öſterreich. Anlehen 


und die Steuerkraft Oeſterreichs. 
r. 8. geh. Preis 6 Ngr. 


Leipzig, 26. Juli 1854. 
BB. G. Teubner. 


en 


shandlung 
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